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Das Urheberredrtsgesetz und die Vervielfaltigung von amtlichen
Karten (Flur- und Landeskarten)

Von Arntsrat Köhnemann, Nieders. Mnisterium des Innern

Die bisherigen Vorsdrriften zum Sdrutze der Redrte des Urhebers waren u. a.
enthalten im Gesetz betreffend das Urheberredrt an §Terken der Literatur und der
Tonkunst vom 19. Juni 1901 - LUG - i. d. F. der Gesetze vom 22. Mai 1910. und
vom 13. Dezember 1934. Die Aufgabe dieser Urheberredrtsgegetze war es, den
Sdröpfer bestimmter §ü'erke (Urheber) zu sdrützen'

t. gegen eine unbefugte wirtsdraftlid're Auswertung seiner sdröpferisdren Leistung
(Verwertungsredrt) und

2. gegen eine Verletzung seiner ideellen Interessen am §7erk (Urheberpersönlidr-
keitsredrt).

Seit Verkündung dieser Ur{reberredrtsg€setze haben sidr eine Reihe bedeutender
neuer Verwertungpmöglidrkeiten für die §flerke der: IJrheb.er ergeben, die z. B.
die wirtsdraftlid-re Auswertung eines §flerkes wesentlidl edeidrtern. So sind in neuerer
Zeit eine Melzahl ron Geräten entwid(elt worden, die es gestatten, audr von bild-
lidren Darstellungen ohne besonderen Aufwand qualitativ gute Vervielfältigungen
in größerer Anzahl herzustellen. Diese Entnri&lung rvar vom Gesetzgeber seiner-
zeit nidrt annähernd zu übersehen, so daß die sidr daraus ergebenden redrdidren
Folgerungen im LUG nur unvollkommen berüd<sidrtigt waren. De Reformbedürf-
tigkeit des LUG wurde daher nidrt ztletzt aus diesem Grunde allgemein anerkannt.

Das neue Gesetz über Urheberredrt und venvandte Sdrutzredtte (Urheberredrts-
gesetz) vom 9.Septem,ber 1965 (BGBI.l 5-1273) faßt in Form der Kodiftkation
die bisherigen Redrtsvorsdrrriften mit den seit Verkündung des LUG gewonnearen
Redrtsüberzeugungen zusammen, der die Aufstellung ridttedi&er Normen und die
Bildung einer he'rrsd'renden Meinung in der Redrtswissensdraft voranging. Das Ge-
setz trat in seinen wesentlidren Teilen am l. Januar 1966 in Kraft und hebt zum
gleidren Zeitpunkt u. a. das LUG mit den dazu ergangeneh Anderungsgesetzen auf.

Soweit ältere Verwaltungsvorsdrriften dem neuen Urheberredrtsgesetz entgegen-
stehen, dürfen sie nidrt mehr angewendet werden. Nadrstehend sind dahei, die für
die Vermessungs- und Katasterverwaltung wesendidrsten Vorsdrriften d,es llrheber-
red'rtsgeetzes t) wiede.rgsgeben, die audr fik den Erlaß von neuen Ridrtlinien zur
Einräumung von einfadren Nutzungsredrten bzw. für die Abgabe von transparenten
Abzügen amtlidler Karten heranzuziehen sein werden.

Es ist vorgesehen, die neuen Rld'rtlinien nadr Empfehlungen zu erlassen, die zur
Zert von der Arbeitsgemeinsdraft der Vermessungsverwaltungen der L'änder der
Bundesrepublik Deutsdrland erarbeitet werdea, um in den einzelnen Ländern.zu-
mindest in den Grundzügen einheitlidre Regelungen herbeiführen zu können.

Die Anmerkungefl zu den folgenden Paragraphen des Urheberredrtsgesetzes
sollen die Auslegung des Gesetzestextes erleidttern.

1) Der Gesetzestext wurde, soweit es der Zweck erforderte, geringfügig umgestellt.
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§2
Gesdrtttzte §/erke

(1) Zu den gesdrüt zten §/erken gehören insbesondere:

7. Darstellungen wissensdraftlidrer oder tedrnisdrer Art, wie Zeidtnungen, PIäne,

Karten, Skirren, Tabellen und plastisdre Darstellungen.

(2) §rerke im Sinne dieses Gesetzes sind nur persönlidre geistige Sdröpfungen.

Die Urheber von §/erken der
ihre §/erke Sdrutz nadl Maßgabe

2) nach bisherigem Recht:
3) nach bisherigem Redrt:
4) RGZ 70.266; AVN 1913,

§1
Literatur, §Tissensdraft
d.ieses Cesetzes.

und Kunst genießen ftir

Anmerktrng,

§ 2 sdrützt u. a., wie audr das bisherige Recht, Darstellungen2) wissensdraftlidrer

oder technisdrer Art, wie Zeichnung.n, Fhn., Karten, Skizzen, Tabellen und plasti-

sdre Darstellungen. Die Sdrutzvo.i.l'r.ift.r, des Gesetzes können aber nur in An-

sprud.r genommin werden, wenn es sidr bei den Darstellungen um \/erke handelt,

die periotliche geistige SdTöpfungens) sind.

Die in § 2 Abs. I Nr. 7 und Abs. 2 genannten Voraussetzungen sind entsdleidend

ft. ai. Frage, ob das Urheberrechtsgisetz überhaupt herangezogen werden k-ann.

So wird in änem Redrtsstreit, in dem z. B. darüber zu entscheiden ist, ob eine Karte

von einem Dritten vervielfältigt werden durfte, zuerst geprüft werden,

ob die Karte eine Darstellung wissensdraftlidrer oder tedrnisdrer Art ist und

ob sie die an eine persönliche geistige Sdröpfung zu stellenden Anforderungen

erfüllt.
Karten sind zweifellos Darstellungen. Sie stellen die Erdoherfläche oder einen Teil

davon in einem verkleinerten Maßstab und projiziert auf eine Ebene dar' Diese

Voragssetzung genügt für sidr allein jedodr nidrt zum urheberredrtlidren Schutz.

Die Darstefläg""n ,iürr.r, darüber hinaus wissenschaftlicher oder tedrnisdrer Art
sein. Unter Därstellungen wissensdraftlidrer Art versteht das Urheberredrt alle

\-/ Darstellungen, die ein \fitt.n vermittelfl sollen und zwar ohne Rüd<sidrt darauf,

ob die Dirstellungen der §ürissenschaft im engeren Sinne angehören. Es genügt

somit, daß es sidr bei den Karten um Darstellungen handelt, die der Belehrung

sdrledrthin zu dienen bestimmt sinda). Audr diese Voraussetzung kann den Karten
zugesprodren werden. Es ist zweifelsfrei, daß sie durdr die verkleinert dargestellte
Erdoberflädre, durch die §Tiedergabe der Geländeformen und anderer Topo'
graphie sowie durdr die in verscliedensten Sclriftarten und Sdriftgrößen erläu-
iernden Namen und Bezeidrnungen der Landsdraft belehrenden Charakter be-
sitzen.

Zum Charakter einer persönlidren geistigen Sdröpfung, die ein §7erk, um ur-
heberredrtlich gesdtützt zu sein, neben den anderen Voraussetzungen besitzen muß,

,, Abbildungen,,
,, ei gentümliche Schöpfun[ren "
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heißt es in einer Entscleidung des Bundesgeridrtshofes jn Zivilsachen (BGHZ) u. a.:
,,vielmehr kann nadr der,ständigenRedrtspredrung des Reidrsgeridrts audr die Ab-
9il9l"g eines allgemein bekannten Gegenstandes die schutioraussetzungen des
LUG erfüllen, wenn nur die Art seiner Darstellung das Frgebn s eigenperänlidrer
Geistestätigkeit it Hierbei_ g-enügt es nach der in Redrtsp-redrung 

"urd 
sdlriftturn

herrsdrenden Auffassung, daß überhaupt eine individ.relä Geistätätigkeit in dem
,darstellerisdren Gedanken' der Abbildung zum Ausdrucft kommt, äg audr das
lr4aß der geistigen Leistung nur gering sein. Nur die rein sdrablonenmä'ßige, auch
nach der Art det Darst_el]g1g keinerlei besondere prägung aufweisende Ariildung
r-ird nidrt gesdrützt" (BGHZ 18.319). Daraus folg, daß äs nidrt auf den Maßstaü
einer kartographisdren Darstellung ankommt, soode., nur d.arauf, ob das in der
Karte ,,zum Ausdrud< kommende eigene Ideengut eine individuelle Eigenart als Er-
gebnis einer selbständigen Geistestätigkeit aufwejst,, (BGHZ aaO).

In einer Entsdreidung des Hessisdren verwaltungsgeridrtshofs 
- II. senat -vom 18. 10. 1961 - os ll 47/61 - werden demjenigen, der Katasterkarten (Flur-

karten) herstellt, die Sdrutzvorsdrriften des UrheterÄdrtsgesetzes jedodr nicl-rt zu-
gebilligt. In den Entscheidungsgründen heißt es u. a.:

,,Die Katasterkarten werden nadr den Regeln des geometrischen Zeid-rnens an
Hand gegebener Daten (Koordinaten und Maßzahlen) angefertigt. Ferner ist das
Zeidrnen der Katasterkarten stTeng an Zeidrenvorsdriften (MusterÜlatter) gebunden.

. - . Derartige Feststellungen der §Tirklidrkeit und Ubertragungen auf eine Karte
sind-nidrt das_Er-gebnis eigentümlid-rer geistiger Leistungen, sel6st wenn mit dem
Bund_esgeridrtshof an das Maß der geistigen Leistungen nirr geringe Anforderungen
gestellt werden. . .. Denn eine Katasterzeidrnung *"irt L.ir-. in&viduelle Eigeärt
als Ergebnis einer selbständigen Ceistestätigkeit iuf. Es handelt sidr dabei um-keine
originalschöpfung, und der urhebersdrutz ist davon abhänsg, ob das in Rede
stehende Erzeugnis eine eigentümlid-re geistige Sdröpfung irt. .1.-bie Katasterkarten
fallen daher nicht unter ss 1,16 LUG."

Es bleibt somit die für die Praxis so bedeutende Frage offen, bei weldrer Dar-
stellungsart der amtlichen Karten der Urhebersdrutz beginnt bzw.'endet, mit anderen
§7orten, wo die urheberredrtlidre Crrenze bei den amtlichen Karten zu ziehen ist.
Diese Frage wird weder durdr Gesetz nodr durdr die Redrtsprechung eindeutig be-
antwortet. In einem Redrtsstreit wird daher in jedem Einzelfall darüber neu ent-
schieden werden. Es wird aber wie bisher davon ausgegangen werden können, daß
die urheberredrtlidren Vorsdrriften dann für Karten gelten, wenn die persönlicfie
geistige sdröpfung darin besteht, die wesentlid,en Merkmale einer Landschaft in
einem verkleinerten Maßstab mit Hilfe ka*ographisd,er Mittel so wiederzugeben,
daß auf der ebenen Kartendarstellung ein annähernd naturgetreuer Eindru& der
Landsd'raft vermittelt wird.

Za der Frage, ob die Kartea, denen der Sdrutz des Urheberred.rts versagt wird,
von Dritten ohne weiteres wirtsdraftlidr ausgenutzt (2. B. verwielfältigt) werden dür-
fen, sagt der Hessisdre Verwaltungsgeridrtshof in seinen o. a. Entscheidungsgründen,

,,Nach Art. 73 Ziff .9 GG hat der Btrnd die aussdrließliche Gesetzgebung über den
gewerblidren Rechtssdtutz, das Urheberrecht und das Verlagsredrt. Bei dem Begrifl
des Urheberrechts ist von dem Begriff des Urhebers auszugehen. Als Urheber kann
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aber nur bezeidrnet werden, der eine eigene sdröpferische Leistung vollbringt. ,Ur'-
heber ist der, der das \ü'erk schafft, der Verksd-röpfer. Das Urheberredrt regelt

damit den Sdrutz kultureller Geistessdröpfungen. Es ist aber bereits ausgeführt, daß

die Katasterkarten keine kulturellen Geistessdröpfungen sind. Somit fallen sie weder

unter das Gesetz über das Urheberrecht noch unter den Begriff des Urheberredrts
im sinne des Art. 73 2ifr.9 GG. Die Regelung des Vervielfältigungsredrts an Ka-

tasterkarten gehört daher nidrt zu den Gegerrständen der aussdrließlidren Gesetz-

gebung des Bundes. Dese Frage kann somit vom Landesgesetzgeber im Zusammen-

["ng Äit dem Katasterwesen geregelt werden. Das Katasterwesen ist weder der

"urrd'rli.ßlidren 
nodr der konkurrierenden Gesetzgebung vorbehalten, so daß es zur

Gesetzgebungs-Zuständigkeit des Landes gehört. Das Land Hessen ist daher befugt,

ein vervielfaltgungsverbot auszuspredren und davon Ausnahmen zuzulassen. "

Ftir die amtllchen Karten des Landes Niedersadrsen, die nidrt unter das Urheber-

recht fallen, gilt §6 des Vermessungs- und Katastergesetzes vom 8. 11. 1961 (Nie-

ders. GVBI. S.319).

§5
Amtlidre §/erke

(l) Cesetze, Verordnungen, amtlidre Erlasse uud Bekanntmadrungen sowie Ent-

sdreidungen und amtlidr verfaßte Leitsätze zu Entsdreidungen genießen keinen ur'
hebenedrtlidren Sdrutz.

(2) Das gleidre gilt für andere amtlidle §[erke, die im amtlidren Interesse zur

allgemeinen Kenntnisnahme veröffentlidrt worden sind.

Anmerkung,

Im Gegensatz zum bisherigen Redt (§ 16 LUG) fordert § 5 des neuen Gesetzes

zur Freiiellung vom Urhebärredrtssdrutz nidrt nur, daß-es_sidr-um ein amtlidres

Werk (zum 
"-?idr.r 

Gebraudr hergestellte amtlidre Sdlrift) handeln muß, sondern

daß es'auch,,im amtlichen Interesse-zur allgemeinen Kenntnisnahme veröffentlicht"

sein muß.

Landeskarten, die zu den in Abs.2 genannten ,,anderen arntlidren \rerken" ge-

hören, dienen iiberwiegend der Unteiridrtung und Belehrung der Offentlidrkeit.

Für die Belehrung und ünterrichtung der Offentlidrkeit durdr Landeskarten besteht

jedodr kein unabweisbares amtlidres Bedürfnis. §[enn das öffentlidre Interesse auö
äine mOglidrst weite Verbreitung der Landeskarten erfordert, so redrtfertigt es dieser

Zwed< ;ädo& nid-rt, die Landeskarten vom Urheberrecht freizustellen. Das Gesetz

fordert'vielmehr, daß ein amtlidres Interesse an einer allgemeinen Kenntnisnahme

vodiegen muß. Diese Voraussetzung ist aber - wie bereits ausgeführt - bei

Landeikarten nidrt gegeben, so daß sie nicht vom Urheberredrtssdrutz ausgenom-

men sind.

§6
Veröffentlidrte und ersdrienene §/erke

(l) Ein Verk ist veröfientlidrt, wenn es mit Zustimmung des Bere&tigten der

Uftentlidrkeit zugänglidr gemadrt worden ist.

(2) Ein §/erk ist ersdrienen, wenn mit Zustimmung des Beredrtigten Vervielfälti-
gungsstü&e des \Terkes nadt ihrer Herstellung in genügender Anzahl der Oftent'
lidrkeit angeboten oder in Verkehr gebradrt worden sind.
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§7
Urheber

Urheber ist der Sdröpfer des §/erkes.

Anmerkung,

Das urhebemedrt kann grundsätzlidr nur in der Person des sdröpfers des ge-
sdrützten §t/erkes oder - bei einem Gemeinschaftswerk, wie es bei den landes.
karten zutrifft - der §Terksdröpfer (Miturheberschaft) entstehen. Aus der Regelung
des_§ 43 Urheberredrtsgesetz känn bei öffentlich redrilidren Dienstverhältnisien lei
dodr ein unbesdrränkter Erwerb der dem Urheber zustehenden Verwertungsredrte
(§ l5) durdr den Dienstherrn als stillsd-rweigend vereinbart aus dem Arbeiis- oder
Dienstverhältnis abgeleitet werden, sofern das rwesen des Arbeits- oder Dienst-
verhältnisses nicht entgegensteht.

Darüber hinaus wird bis zum Beweis des Gegenteils als urheber eines §Terkes
angesehen, wer auf einem VervielfäItigungpstück eines ersdrienenen §[erkes in der
üblichen §7eise als Urheber bezeichnet ist (§ t0).

Bei Landkarten gilt danach, daß die Landesbehörde, die auf ersdrienenen Karten
als Herausgeber angegeben ist, die Rechte des urhebers geltend madren kann
(§ l0 Abs. 2).

§I0
Vermutung der Urhebersdtaft

(t) ver auf den vervielfältigungsstüd<en eines ersdrienenen §/erkes in der
ttblidren Veise als Urheber bezeiclnet ist, wird bis zum Beweis des Gegenteils als
Urheber des §/erkes angesehen.

(2) Ist der Urheber nidrt nadr A5satz t bezeidrnet, so wird vermutet, daß der-
jenige ermädrtigt ist, die Rechte des Urhebers geltend zu madren, der auf den
Vervielfältigungsstü&en des §Terkes als Herausgeber bezeidrnet ist.

§ lr
Das Urheberredrt sdrützt den Urheber in seinen geistigen und persönlidren Be-

ziehungen zum §/erk und in der Nutzung des \Zerkes.

Anmerkung,

Hier wird u. a. zum Ausdruck gebracht, daß das Urheberrechtsgesetz auch den
materiellen Interessen des Urhebers dient. Da der Urheber persönlid-r an einer wei-
ten Verbreitung seines tVerkes, an der Nutzung durch möglicl,st viele Personen inter-
essiert sein wird, geht das Urheberredlt nictrt so sehr davon aus, andere von der
Nutzung seines §ferkes auszusdiließen, sondern es gibt dem Urheber vielmehr in
erster Linie die redrtlidre Grundlage, Art und Umfang der Nutzung zu überwadren
trnd sie von der Zahlung einer Vergütung abhängig zu machen.

§12
Veröffentlidrungsredrt

(l) Der Urheber hat das Redrt zu bestimmen, ob und wie sein '§7'erk'zu ver-
öffentlidren ist.
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§ l3

Anerkennung der Urhebersdraft

Der Urheber hat das Redrt auf Anerkennung seiner Urhebersdraft am Verk. Er

kann bestimmen, ob das Verk mit einer Urheberbezeidrnung zu versehen und

weldre Bezeidrnung zu verwenden ist.

Anmerkung:

Satz 1 gewährt dem Urheber das Redrt, gegen jeden Klage zu erheben, der seine

Urhebersd-raft bestreitet oder sidr selbst die Urhebersduft anmaßt.

Nach satz 2 kann der Urheber bestimmen, ob z. B. auf den Vervielfiiltigungs-

stücken des \i(/erkes zum Ausdrud< gebraiht werden soll, wer es geschaffen hat. Ein

allgemeines Reclt des Urhebers, die Angabe seines Namens bei jeder Nutzung

sei-rles §üerkes zu verlangen, sieht das Gesetz jedodr nicht vor, da der Urheber bei

der Einräumung von Nutzungsrechten (§ 31) verraglidr vereinbarenl<ann, ob und in

weldrer Form 6ei der lVerknutzung sein Name genannt werden soll. Etwas anderes

gilt allerdings in den Fällen, in denen eine Nrrtzung des \Werkes_nadr dem Gesetz

ähne Zustimmung des Urhebers zulässig ist, der Urheber also nicht in der Lage ist,

diq Angabe seinei Namens bei der Nutzung vertraglich zu vereinbaren. Für diese

Falle siäht das Gesetz eine besondere Verpflidrtung zur Quellenangabe vor (§ 63).

Die Pfliüt zur Quellerrangabe besteht u. a':

a) bei der gesetzlid, erlaubten Herstellung einzelner Vervielfältigungsstüd<e und

deren Verbreitung von tüTerken zur Verwendung in Verfahren vor einem Ge-

ridrt, einem Sdriedsgericht oder einer Behörde (§ 45),

b) bei der gesetzlidr erlaubten Vervielfältigung und Verbreitung, wenn Teile von

\Terken nadr dem Ersdteinen in eine Sammlung aufgenommen werden, die für
Kirclren-, Sdrul- oder Unterrichtsgebrauch bestimrnt ist (§ 46),

c) bei der gesetzlidr erlaubten Vervielfältigung und Verbreitung, wenn in einem

durdr den Zweck gebotenen Umfang einzelne \7erke nadr dem Ersdreinen in
ein selbständiges wissensdraftlicles §7erk zur Erläuterung des Inhalts aufge-

nomlnen werden (§ 51).

Die Pflicht zur Quellenangabe besteht nidrt für die gesetzlich zulässige Her-
stellung von einzelnen Vervielfältigungsstücken

a) zum persönichen Gebrauch (§ 53) und

b) zum sonstigen eigenen Gebraudr (5 54),

da in diesen Fällen kein Verbreitungsrecht besteht und Vervielfälti-
gungsstücke daher Dritten nidrt zugänglidr gemacht werden dürfen.

§14

Entstellung des §Terkes

Der Urheber hat das Redrt, eine Entstellung oder eine andere Beeinträdrtigung
seines Verkes zu verbieten, die geeignet ist, seine beredrtigten geistigen oder per-
sönlidren Interessen am Verk zu gefährden.
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Anmerkungt

Das Redrt des urhebers, Entstellungen seines §Terkes zu verbieten, ist wie alle
persönlidrkeitsred-rtlidren Befugnisse unveräußerlidr, so daß der Urheber während
de_r ganzen Dauer seines Urheberrechts Entstellungen seines §Terkes verbieten ka;;;
selbst wenn er die Nutzung seines §Terkes durdr Dritte besd-rränkt oder unbe-
schränkt gestattet hat.

§15
Verwertungsredrte

(t) Der urheber hat das aussüließliüe Reüt, sein §zerk in körperlidrer Fonn
zu verwerten; das Redrt umfaßt insbesondere

l. das Vervielfältigungsredrt (§ 16),

2. das Verbreitungsredrt (§ tZ).

§16
Vervielf altigungsredrt

_ (t) D1s vervielfälrigungsredrt ist das Redrt, vervielfältigungsstü&e des verkes
herzustellen, gleidrviel in weldrem Verfahren und in weldrär Zahl.

. Anmerkungt

Das Recht zur Herstellulg_ yol Vervielfältigungsstüd<en steht als verwerrungs-
red'rt grundsätzlidl nur dem Lrrheber zu. Einem anäeren kann der urheber ein ver-
vielfältigungsredrt jedodr dadurdr überlassen, daß er ihm z. B. ein einfadres
Nutzungsredrt einräumt (s 31 Abs. 2). Der Urheber kann das Vervielfältigungsredrt
dabei naü, § 32 weiter einsdrränken.

Das einem anderen eingeräumte Vervielfältigungsredrt gestattet es nidrt ohne
weiteres, die vervielfältigungsstücke zu verbreiten oäer das Verk z. B. umzugestal-
ten bzw. zu ändern. Fiir diese Redrte bedarf es jeweils einer besonders ausgespiodre-
nen Einwilligung des Urhebers (§s l5 Abs. l; 23, 3g).

Eine Notwen$gkeit, daß Landeskarten durdr andere unverändert vervielfiltigt
und gewerbsmäßig verbreitet werden, wird nur in ganz besonderen Ausnahmefiille}
und dann audr nur für Teile von Kartenblättern gegeben sein.

§17
Verbreitungsredrt

(t) Das Verbreitungsredrt ist das Redrt, das Original oder Vervielfältigungsstü&e
des Verkes der Uffentlidrkeit anzubieten oder in Verkehr zu bringen.

(2) Sind das Original oder Vervielfältigungsstü&e des §Terkes mit Zustimmung
des zur verbreitung im Geltungsbereidr dieses Gesetzes Berodrtigten im §zege dei
Veräußerung in Verkehr gebradrt worden, so ist ihre §Teiterverbreitung zulässig.

Anmerkung:

Zum Verbreiten gehört demnadr jede §Teitergabe von Vervielfältigungsstüd<en
an Dritte, und zwar ohne Rüd<sidrt darauf, ob es entgeltlidr oder unentgeltlidt
gesdrieht.
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§23
Bearbeitungen rmd Umgestaltungen

Bearbeitungen oder andere Umgestaltungen des §Terkes dürfen nur mit Ein'

willigung des"Urhebers des bearbeiteten oder umgestalteten Verkes veröffenttidrt

oder verwertet werden.

Anmerkung,

Bei einer Bearbeitung bleibt die Identität des benutzten Originalwerkes unberührt,

so daß nodr nidrt voi einer selbständigen Neusdröpfung, die sich völlig von der

Vorlage untersdreidet (freie Benutzung), gesprodren werden kann' Die Bearbeitung,

die für sich allein den Grad einer persönlidren geistigen Sdröpfung erreidrt, wird

unbesdradet des Urheberedrts am bearbeiteten \7erk wie ein selbständiges \7erk
gesdrützt (§ 3).

Von einer Umgestaltung wird gesprodren werden können, wenn sie nodr nicht

den Grad einer persönlichen geistigen Sdröpfung erreidrt hat'

Die Veröffentlidrung und die Verwertung von bearbeiteten oder umgestalteten

Verken ist nur mit Einwilligung (vorherige Zustimmung) des Urhebers des be-

nutzten \ferkes zulässig.

§31
Einräumung von Nutzungsredrten

(t) Der Urheber kann einem anderen das Redrt einräumen, das §Zerk auf einzelne

oder alle Nutzungsarten zu nutzen (Nutzungsredrt). Das Nutzungsredrt kann als

einfadres oder aussdrließlidres Redrt eingeräumt werden.

(2) Das einfadre Nutzungsreöt beredrtigt den Inhaber, das §rerk neben dem

UrLeber oder anderen Beredrtigten auf die ihm eilaubte Art zu nutzen.

Anmerkungt

De dem Urheber zustehenden Verwertungsrechte, wie z. B. das Vervielfältigungs-
redtt und das Verbreitungsrecht (§ 15), werden, soweit diese Redlte vom Urheber
einem anderen eingeräumi worden sind, als Nutzungsrechte bezeidrnet. Sie können

nidrt unumsdrränkt wahrgenommen werden und bleiben stets gebunden an die gei'
stigen und persönlidren Interessen des Urhebers an seinem §7erk (§ t+)'

Für urheberredrtliche Verträge sieht das Gesetz die Sdrriftform flur für so-

genannte künftige \(erke vor. Die Sdrriftform für Verträge zur Nutzung veröffent-
lidrter §7erke wird dagegen gesetzlidr nidrt verlangt, so daß es dem Urheber über-
lassen bleibt, wie er entspredrende Verträge abzusdrließen gedenkt.

Durch § 31 bleibt dem Urheber die Entscheidung darüber vorbehalten, ob, in
welcher Form und gegen weldres Entgelt er mit der Nutzung seines \Werkes durdr
einen anderen einverstanden ist.

§32
Besdrränkung von Nutzungsredrten

Das Nutzungsredrt kann räumlidr, zeitlidr oder inhaltlidr besdrränkt eingeräumt
werden.
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Anmerkung'

. .piese Vorschrift gestattet es dem urheber zu bestimmen , daß z.B. das verviel-
fältigungsredrt nadr Ablauf einer bestimmten Zeit erlisdrt oder daß Vervielfälti-
gungsstticke nur in einer bestimmten Zahl hergestellt werden dürfen. Die Besdlrän-
kungen müssen {ü jedodr stets auf den Inhalt des eingeräumten Redrts beziehen,
das heißt beim Vervielfältigungsredrt auf Art und uäfang der vervielfältigungj
beim Verbreitungsredrt auf die Art der Verbreitung.

§/eder das Vervielfältigungsredrt nodr das Verbreitungsredrt sd-rließt für den
!frheb91 .die Befugnis ein, die Verwendung redrtmäßig hergästellter und verbreiteter
Vervielfältigungsstücft e zu überwachen.

§39
Anderungen des §/erkes

. (l) Der Inhaber eines Nutzungsredrts darf das verk, dessen Titel oder urheber-
bezeidrnung (s to lbs. r) nidrt ändern, wenn nidrts 

"ni.r., vereinbJ ist.
(2) Anderungen des §/erkes und seines Titels, zu denen der urheber seine Ein-

willigung nadr Treu und Clauben nidrt versagen kann, sind zulässig.

Anmerkung:

Nadr Absatz 1 darf der_lnhaber eines Nutzungsredrts ein §/erk nidrt eigenmädrtig
ändern, ganz.gleidr, weldren Grad oder welchen umfang die Anderunf aufweistl
Er ist demnad, nidrt berechtigt, z.B. ein gekürztes, ein ergänztes, ein ve-rkleinertes
oder ein vergrößertes \[erk ohne vorherige vereinbaruig mit dem urheber zu
nutzen. Die_weitergehende Bearbeitung oder umgestaltung eines §Terkes regelt die
Sdrutzvorsd'rrift des § 23.

Absatz 2 schränkt das verbot des ersten Absatzes für Anderungen ein, zu denen
der urheber - nadrdem er z. B. das vervielfältigungsredrt eingeräumt hat - seine
Einwilligung nach rreu und Glauben nidr,t versägen k"rrr. DJs gilt besonders für
Anderungery die durdr Art oder Zwed< der erlaubten Nutzung dei §Terkes geboten
sind,_wie z. B. ubertragung eines Bildes in eine andere Größe (vergrößerungin oder
v--erkleinerungen). Das Recht des urhebers, eine Verbreitung deiartig ge-änderter
§7erke zu versagen oder zuzulassen, bleibt unberührt.

Die Einsdrränkung des Anderungsverbots nadr Absatz 2 gilt jedodr nidrt für die
urheberbezeidrnung. Insoweit ist für eine vorgesehene Anderung stets die Ein-
willigung des Urhebers erforderlidr.

Sedrster Absdrnitt

Sdrranken des Urheberredrts

Anmerkungt

Das Urheberredrt ftndet an den überwiegenden Bedürfnissen der Allgemeinheit
seine Grenze. Diese Abgrenzung gegenüber den Interessen der Allgemeinheit soll
unter anderem den Zwed<en der Rechtspflege und der Erleid-rterung des Sdrul-
unterridrts sowie der Freiheit des geistigen Sdraffens dienen. Als allgemeiner Grund-
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satz kann gelten, daß der Urheber im Interesse der Allgemeinheit besonders dort

freien Zugäng zu seinen §/erken gewähren muß, wo dies unmittelbar der Förderung

der geistigen und kulturellen lWerte dient'

Eine widrtige Grenze für die Einsdrränkung des Urheberrechts bildet der weitere

Grundsatz, d.iß d.r Urheber an dem wirtschaftlidren Nutzen zu beteiligen ist,_der

aus seinem \flerk gezogen wird. Daraus fol6, daß das Urheberredrt keinen Ein-

schränkungen urt.ili.g.-, darf, die lediglidr dem wirtsdtaftlidren Interesse einzelner

§Terknutzär dienen. üas Urheberredrt darf audr dann nidrt eingesdtränkt werden,

wenn das Allgemeinintefesse eine Einsdrränkung zwaf redrtfertigt,- sie auf der

anderen Seite aber zu nidrt gerechtfertigten wirtsdlaftlidren Vorteilen einzelner

führt.

§45
Redrtspflege und ofientlidre Sidrerheit

(t) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstü&e von Verken zur Verwendung in

V.if"hr.r, voi einem Geridrt, einem Sdriedsgeridrt oder einer Behörde herzustellen

oder herstellen zu lassen.

(3) Unter den geidren Voraussetzungen wie die Vervielfaltigung ist audr die Ver-

breitung der Verke zulässig.

Anmerkung'

In Verfahren vor einem Geridrt, Sdriedsgeridrt oder einer Behörde werden häuffg

zu Beweiszwed<en oder aus anderen Gründen Vervielfältigungsstücke von urheber-

redrtlidr geschützten'§Terken benötigt, die dem Geridrt, der Behörde oder den be-

teiligten Farteien zugänglidr gemadrt-werden müssen. In derartigen Fällen kann der

Urh?ber die Hersteflur,! uon Veruielfältigungen seines lVerkes nicht verbieten und

audr keine Vergürung verlangen.

§46
Sammlungen für Kirdten-, Sdrul- oder Unterridrtsgebraudr

(1) Zulässig ist die Vervielfeltigung und Verbreitung, wenn Teile von Verken
n".h'de. Ersdreinen in eine Sammlung aufgenommen werden, die §Zerke einer

größeren Anzahl von Urhebern vereinigt und nadt ihrer Besdraffenheit nur für den

Kirdren-, Sdrul- oder Unterridrtsgebraudr bestimmt ist. Auf der Titelseite oder an

einer entspredrenden Stelle der Sammlung ist deutlidr anzugeben, wozu sie be-

stimmt ist.

(3) Mit der Vervielfältigung darf erst begonnen werden, wenn die Absidrt, von
der Beredrtigung nadr Absatz 1 Gebraudr zu madren, dem Urheber durdr ein-
gesdrriebenen Brief mitgeteilt worden ist und seit Absendung des Briefes 2 Vodren
verstridren sind.

Anmerkungt

Es ist das öffentlidre Interesse daran anerkannt worden, daß z.B. atrdr für die
geistige Heranbildung der Jugend unentbehrlidre Hilfsmittel ohne weiteres zur
Verfügung stehen müssen. Ihre Herausgabe wird daher nicht von der Zustimmung
des Urhebers abhängig gemacht.
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§51
Zitate

Zulässig ist die vervielfältigung und verbreitung, wenn in einem dundr den Zwe&.
gebotenen Umfang
l. einzelne §Zerke nadr dem Ersdreinen in ein selbständiges wissensdraftlidres

Verk zur Erläuterung des Inhalts aufgenommen werden.

§53
Vervielfältigung ium persönliüen Gebraudr

- 
(l) Zulässig ist, einzelne vervielfaltigungsstit*.e eines verkes zum persönlidren

Gebraudr herzustellen.

(z) Der zur Vervielfältigung Befugte darf die Vervielfältigungsstüde audr durdr
einen anderen herstellen lassen;

(3) Die Vervielfaltigungsstü*.e dürfen nidrt verbreitet werden.

Anmerkung'

Das Gesetz läßt die Hersteller einzelner vervielfältigungsstüd<e ohne Er-
laubnis des Urhebers für persönlidre Zwecke zut grenzt also iniowät das ausschließ-
lidre Vervielfältig_ungsrecJrt des Urhebers ein. 

-Danadr 
besteht Vervielfältigungs-

freiheit für den Gebraudr der Person, die die Vervielfältigung herstellt ode-r här-
stellen läßt, und der mit ihr durdr ein persönlidres Band verknlipften personen.

Hinsidrtlidr der Art und §[eise der zugelassenen vervielfältigung zum persön-
lidren Gebraudr enthält das Gesetz keine einengenden Bestimmung.i. Es wird also
nidrt gefordert, daß die vervielfältigung nur mit der Hand oder nrir mit Hilfe eines

lgstimgrtgn Geräts hergestellt werden darf, so daß die private Herstellung einzelner
Vervielfältigungsstüd<e zum persönlidren Gebraudr ohne Rüd<sidrt auf Jie Art des
Vervielfältigungsverfahrens grundsätzlicl-r zugelassen ist.

Ein Anspruch des urhebers auf eine angemessene Vergütung besteht in diesen
Fällen nicht.

Der Begriff ,,einzelne Vervielfältigungsstücfte" wird im Gesetz nidrt näher de-
ffniert. Aus dem allgemeinen Grundsatz des urheberrechtsgesetzes, nadr dem der
Urheber an dem wirtsdraftlid-ren Nutzen, der aus seinem §7erk gezogen wird, zu
beteiligen ist, kann aber wohl abgeleitet werden, daß der Begriff ,,einzelne Verviel-
fältigungsstücJ<e" eng ausgelegt werden darf.

§54
Vervielfältigung zum sonstigen eigenen Cebraudr

(l) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstü&e eines \[erkes herzustellen oder
herstellen zu lassen

l. zum eigenen wissensdraftidren Cebraudr, wenn und soweit die Vervielfältigung
zu diesem Zwe& geboten ist,

2. zur Aufnahme in ein eigenes Ardriv, wenn und soweit die Vervielfältigung zu
diesem Zwe&. geboten ist und als Vorlage fur die Vervielfältigung ein eigenes
§Terkstiid< benutzt wird,
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4. zum sonstigen eigenen Gebraudr,

a) wenn es sidr um kleine Teile eines ersdrienenen §Terkes handelt.

(2) Dient die Vervielfaltigung gewerblidren Zwe&en des zur Vervielfaltigung Be-

fugten, so hat er dem Urheber hierftir eine angernessene Vergütung zu zahlen.

(3) Die Bestimmungen in § 53 Abs.3 sind entgpredrend anzuwenden.

Anmerkung,

Hiernadr dürfen aud, außerhalb der privaten Sphäre einzelne Vervielfältigungs-
stüd<e ohne Zustimmung des Urhebers zum sonstigen eigenen Gebraudr hergestellt
werden.

Unter bestimmten, eng begrenzten Tatbeständen können danadr einzelne
Vervielfältigungsstücke z. B. audr von einer juristisdren Person für eigene Zwecke,
von einer Firma zum innerbetrieblidren Gebrauch oder von einer Behörde zum
inneramtlidren Gebraudr hergestellt werden.

Die Vervielfältigung zum sonstigen eigenen Gebraudr wird jedodr nidrt so weit-
gehend zugelassen, wie die Vervielfältigung zum persönlidren Gebraudr. Das Gesetz

sdrränkt die Vervielfältigungsfreiheit hier vielmehr erheblidr ein.

Beim Begrifi ,,kleine Teile" in Absatz 1 Nr. 4 wird davon auszttgehen sein, daß es

sidr hierbei - soweit landeskarten betroffen sind - um kleine Teile einer karto-
graphisdren Darstellung handelt, die auf Grund ihrer individuellen Eigenart für sich

allein und unabhängig von ihrer räumlidren Ausdehnung bereits die Merkmale einer
persönlidren geistigen Sdröpfung trägt. ,,Kartenwerk" im Sinne des Vermessungs-

und Katastergesetzes deckt sich somit nicht mit dem Begrilf ,,§7erk" im Sinne des

Urheb errechtsges etzes.

Bei der für praktisdre Bedürfnisse erforderlidren Vervielfältigung von Landes-
karten zum sonstigen eigenen Gebraudr werden die gesetzlidr geforderten Tat-
bestände des § 54 jedodr nur in den seltensten Fällen gegeben sein. Eine Verviel-
fältigung von Landeskarten - audr wenn sie zum sonstigen eigenen Gebraudr her-
gestellt werden - wird daher in aller Regel der Einwilligung des Urhebers bedürfen.

\i7er nadr Absatz 1 beredrtigt ist, ohne Zustimmung des Urhebers eine Verriel-
fältigung vorzunehmen, darf die Vervielfältigungsstüd<e auch durdr einen Dritten
herstellen lassen, gleid-rgültig, ob die Vervielfältigung entgeltlich oder unentgeltlidr
vorgenommen wird.

Entspredlend dem bereits erwähnten Grundsatz, daß der Urheber am wirtsdraft-
lidren Nutzen der von anderen hergestellten Vervielfältigungen zu beteiligen ist,
sieht Absatz 2 vor, daß dem Urheber in allen Fällen der Vervielfältigung zum sonsti-
gen eigenen Cebrauch eine angemessene Vergütung zu gewähren ist, wenn die Ver-
viefältigungen gewerblidren Zwed<en dienen. Damit werden die Angehörigen der
freien und diesen angenäherten Berufe, wie rVissenschaftler, Notare und Ofientlich
bestellte Vermessungsingenieure, die zwar eine Erwerbstätigkeit aber keine gewerb-
lidre Tetigkeit ausüben, von der Vergütungspflidr,t freigestellt. Das gilt in diesen
Fällen jedocl nurf wenn die Vervielfältigungen für die in den Nrn. 1 bis 4 des Ab-
satzes 1 näher bezeicl-rneten Zwed<e hergestellt werden. Liegen die näher bezeidr-
neten Tatbestände nicht vor, so ist dem Urheber audr von diesem Personenkreis
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eine Vergütung zu zahlen. Das gilt besonders dann, wenn - ohne Rücksidrt auf den
Zwed< - z. B. mehr als nur ,,einzelne Vervielfältigungsstüd<e" hergestellt werden
sollen. Für eine beabsidrtigte Vervielfältigung oder Verbreitung einer Bearbeirung
oder Anderung ist in jedem Fall die Zustimmung des Urhebers erforderlich.

Absatz 3 bestimmt, daß audr die zum sonstigen eigenen Gebrauch erlaubterweise
hergestellten Vervielfältigungsstüd<e nidrt verbreitet werden dürfen.

§62
Anderungsverbot

(1) Soweit nadr den Bestimmungen dieses Absdrnitts!) die Benutzung eines Ver-
kes zulässig ist, dürfen Anderungen an dem §Zerk nidrt vorgenommen werden.

§ 39 gilt entspredrend.
Anmerkung'

Audr in den Fällen, in denen'das Urheberrecht eingeschränkt und eine Verviel-
fältigung unter bestimmten Voraussetzungen ohne Einwilligung des Urhebers zu-
lässig ist, dürfen keine Anderungen am \7erk vorgenommen werden. Durdr Bezug-
nahme auf § 39 wird jedodr ausgedrüd<t, daß Anderungen zulässig sind, zu denen
der Urheber seine Einwilligung nadr Treu und Glauben nidrt versagen kann (siehe

Anmerkung zu § 39).

Ohne Rücksidrt auf die Zweckbestimmung einer Vervielfältigung bedarf es mit
geringen Einschränkungen (§ 39 Abs.2) daher stets der Einwilligung des Urhebers,
wenn sein §üerk geändert werden soll.

ZusamLnenfasSung :

Das Urheberrechtsgesetz schützt den Urheber gegen Verletzungen seiner gei-
stigen und persönlichen Beziehungen zum \Werk (Urheberpersönlichkeitsrechte)
und gegen eine unbefugte wirtschaftliche Ausnutzung seiner schöpferischen
Leistungen (Verwertungsrechte, § 1 1).

Amtliche topographische Kartenwerke (Landeskarten) sind in aller Regel per-
sönliche geis,tige Schöpfungen und fallen daher unter die Vorschriften des Ur-
heberrechtsgesetzes (S Z Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 2).

Landeskarten gehören nicht zu den amtlichen Werken, die ohne Einwilligung
des Urhebers genutzt (2.8. vervielfältigt und verbreitet) werden dürfen (§ S1.

Die Urheberrechte werden von den Landesbehorden wahrgenommen/ die auf

den Landeskarten als Herausgeber bezeichnet sind.

1.

2.

3.

4.

5. Der Urheber hat im Grund satz das alleinige

§ 15). Zu den Verwertungsrechten gehören
(§ 16) und das Verbreitungsrecht (§ 17).

6. Bearbeitungen oder andere Umgestaltungen dürfen nur mit Einwilligung des

Urhebers äes umgestalteten rverkes veröffentlid,t oder verwertet (2. B. ver-

vielfältigt und verbreitet) werden (§ 23).

5) hier: Sechster Abschnitt - Sdrranken des Urheberrechts -
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7.

8.

Der Urheber kann einem anderen die Verwertung seines \Werkes dadurch über-
lassen, daß er ihm ein Nutzungsrecht einräumt (§ 31 Abs. 1). Der Urheber hat
in diesem Fall das Recht zu verlangen, daß auf Vervielfältigungsstücken die Ur-
heberbezeichnung angegeben wird (§ 1 3).

Der Inhaber eines einfachen Nutzungsrechtes darf das \Werk, dessen Titel oder

Urheberbezeichnung nicht eigenmächtig ändern, sofern nicht anderes verein-

bart oder gesetzlich zulässig ist (§ 39). Das Anderungsverbot gilt auch, wenn die

Nutzung eines \Werkes ohne Einwilligung des Urhebers gesetzlich zugelassen

ist (§ 62).

Ein einfaches Nutzungsrecht kann räumlich, zeitlich und inhaltlich beschränkt

eingeräumt werden (§ 32).Der Urheber kann danach z. B. verlangen, daß Ver-

vielfältigungsstücke nur in einem bestimmten Bereich verbreitet, nur in bestimm-

ter Anzahl und nur nach einem bestimmten Verfahren hergestellt werden dürfen.

10. EinerEinwilligungdesUrhebers zvr Y ervielf altigung und Ver-
breitun g seines §üerkes oder eines Teiles davon bedarf es u. a. nidrt,

a) wenn ein zelne Vervielfältigungsstücke zur Verwendung in Verfahren
vor einem Geridrt, einem Sdriedsgeridrt oder einer Behörde hergestellt

werden sollen (§ 45),

b) wenn T e i I e von §üIerken in eine Sammlung aufgenommen werden sollen,

die für den Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch bestimmt ist, und vor
der Vervielfaltigung bestim,mte Voraussetzungen erfüllt sind (§ 46),

c) wenn in einem nach dem Zwed< gebotenen Umfang einzelne \Werke nach

dem Erscheinen in ein wissenschaftliches §ü erk zur Erläuterung des Inhalts

aufgenommen werden sollen (S f t ;.

Einer Einwilligung des Urhebers zur Vervielf älti gung seines \Wer-

kes oder eines Teiles davon bedarf es u. a. nicht,

a) wenn e i n z e I n e Vervielfältigungsstircke zum persönlicherr Gebrauch
hergestellt werden sollen (§ Sa),

b) wenn einzelne Vervielfältigungsstücke zurn sonstigen eigenen Ce-
brauch hergestellt werden sollen (§ Sa; 

'
frir eigene wissenschaftliche Zwecke, wenn und soweit eine Vervielfältigung
dazu geboten ist,
zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn und soweit die Vervielfältigung
zu diesem Zwed< geboten ist und als Vorlage frir die Vervielfältigung ein
eigenes \üTerkstück benutzt wird,
in allen anderen Fällen des sonstigen Eigengebrauchs, wenn es sich rrrn
kl ein e Tei I e eines erschienenen Verkeshandelt.

Der Urheber hat Anspruch auf eine angemessene Vergütung, wenn sein \Werk

im Rahmen eines Nutzungsrechts durch andere genutzt wird (§§ 11, 36). Ein
Vergütungsanspnrch besteht darüber hinaus auch dann, wenn Vervielfältigungs-
stücke im Rahmen des Gesetzes ohne Einwilligung des Urhebers zum sonstigen
eigenen Gebrauch hergestellt werden und gewerblichen Zwecken des zur Ver-
vielfältigrrng Befugten dienen (§ a5 Abs.2).

9.

\r.

11.

12.

73



13. Ein Vergütungsanspruch besteht nidrt in den Fällen, in denen das Gesetz eine
Nutzung von rüTerken ohne Einwilligung des urhebers zuläßt. Das gilt iedodl
für vervielfältigungen, die zum sonstigen eigenen Gebrauch hergestelit wu.derr,
nur dann, rvenn sie keinen gewerblidren Zwecken dienen.

Bauart und Bodenwert
von Vermessungsoberrat Dipl.-lng. F r e n k I e r, Katasteramt §Tolfsburg

In §ürolfsburg werden nahezu alle Cebäude im Erbbauredrt auf Grundstüd<en der
Stadt erridrtet. Der das Erbbaurecht begründende Vertrag enthält eine Klausel, nadr
der der Erbbauzins den jeweiligen geinderten Grundst-ü&spreisen periodisdr an-
geglidren werden kann. Für soldre Anpassungen des Erbbauzirrr.r, ,L.. audl beim
Verkauf von bisherigen Erbbaugrundstüd<en wird der Gutaclte;aussd-ruß immer
wieder vor die Aufgabe gestellt, den §7ert des Grund und Bodens bebauter Grund-
stücke ohne die darauf stehenden Gebäude zu ermitteln. Edrte Kaufpreise von ver-
gleidrsgrundstüd<en sind nur in ganz_geringer Zahl vorhanden; abei die Bewertung
des Bodens bei bebauten Crundstücken ist ohnehin nicht einiach, weil die unterl
schiedlidre bauliche Ausnutzung den Preis erheblidr beeinflußt. Siä muß bei jedem
§(erwergleidr ermittelt und in geeigneter rVeise berüd<sidrtigt werden. In der Fraxis
dient dazu häuffg die Gesdroßflädrenzahl, d. h. die summe alller einzelnen Gesdroß-
flädren dividiert durdr die Grundstüd<sflädre. Mit der Geschoßflädrenzahl wird ein
§Tertfaktor des aufstehenden Bauwerks, nämlidr seine Ertragsmöglidrkeit in der
Flädre, zur Bewertung des Bodens herangezogen. In der Liteätur ändet sidr aber
nur. selten ein Beispiel dafür, daß die Bauart von irgendweldrem Einfluß auf den
Bodenpreis sein könnte. Kellermann deutet in seinem Aufsatz ,,Bodenwert und Bau-
nutzbarkeit" (Zeitschrift für vermessungswesen 1962, Seite 343) einen Einfluß des
Bauwertes auf den Bodenpreis ,*r. 

"n, "b.r 
sdrließlid'r bleibt aucll er in den prak-

tischen Anwendungen bei einer mit Gewidrten angesetzten Gesdroßflädre. Es wäre
eigentlictr sehr zu verwundern, wenn von den Gebäuden auf einem Grundstüd< ein
§Tertfaktor den Preis für den crund und Boden beeinflussen sollte, ein genauso
widrtiger ahderer Faktor indessen, nämlidr der §7ert der Bauten pro Kubikmeter
umbautem Raum, ohne jeden Einfluß wäre. Nad dern Studium einsdrlägiger Litera-
tur müßte das wohl angenommen werden, doch dürfte sich bei diesem Problem
trotzdem etwas Skepsis gegenüber der vorherrschenden Lehrmeinung lohnen. Es
lassen sich nämlich Anhaltspunkte dafür ffnden, daß neben der Gesdroßfläche auch
die Gesdroßhöhe und die Bauart, ja sogar die Gestaltung der Fassade den Boden-
preis sehr wohl zu beeinflussen vermögen. An einigen Beispielen möchte idr das zu
erläutern versuchen.

§flenn beispielsweise in einem Gebiet, in dem nadr dem neuen Bebauungsplan
heute fünfgeschossige Bebauung mit teilweise gewerblicher Nutzung erlaubt ist, auf
einem Erbbaugrundstüd< ein Einfamilienhaus erridrtet sein sollte, so kann an dieser
Stelle für normalerweise 99 Jahre kein Vohnblod< stehen. Bei der Bewertung des
Bodens teilen sich oft hier sdron die Meinungen; denn während die einen die an sidr
rechtlich zulässige Bebauung zugrunde legen mödrten, wollen die anderen ihre
Schätzung nur auf den derzeitigen Zustand beziehen. Es kann aber auf jeden Fall
wohl sdrwerlich bezweifelt werden, daß der Erridrtung eines vielstöd<igen Gebäudes
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auf soldrem Grundstüd< zuerst einmal der Abriß bestehender Baulidrkeiten vorher-

gehen muß. §(ri[ der Grundstüd<seigentümer mit Zustimmung des nidrt ausreidrend

änanzkräftigen bisherigen Erbbauberedrtigten zur Erzielung eines höheren Erbbau-

zinses eine-intensivere Bebauung anstreben oder mödrte er das Grundstüd< ver-

kaufen, so muß der §flert des im §üege stehenden Hauses zuzüglidr aller Neben-

"rrtrdrddigungen 
ersetzt werden. Aus Konkurrenzgründen kann beim B-estehen eines

Marktes äe.-Preis der entbehrlidren Gebäude jedoch keineswegs auf den Grund-

stü&spreis einfach aufgesülagen werden, denn wenn ein Grundstück aus beliebigen

Grünäen erheblich terirer ist als ein gleid-rgutes anderes, so wird jeder Käufer das

billigere wählen. Der Cebäudewert vermindert daher für den Grundstüdcseigen-

tümär den erzielbaren Bodenpreis in voller Höhe, und je teurer und aufwendiger

die vorhandene Bebauung ist, desto geringer im genau gleichen Verhältnis wird der
preis des Bodens. Besdrra-nkt sidr die §(rertermittlung jedo& lediglich auf die Berüd<-

,i*r,ig,rrg der zur Zeit vorhandenen Bebauung, so hat der Bauwert dieser Gebäude

ebenialls"einen möglidren höheren Bodenwert verhindert; denn wenn das Haus

keinen oder dodr n-ur geringen §üert hätte, wäre wohl die Bewertung überhaupt

iiat 
"fr 

Problem e-pf"unden worden. So simpel und eigentlid-r überflüssig diese

üU.il"ju"g"n sind, so wird hier dodr ein Fall aufgezeigt, in weldrem die Bauart des

Hauses"unä rrid-rt etwa nur die Gesdroßflächenzahl unbestreitbar, wenn auch negativ,

ä"" n"a"rp.eis beeinflussen muß. §7ird das nun nur in diesem hergesudrten Bei-

rpi"f, "ir.- Fall unter tausenden, zu beachten sein, oder liegt dem Versudrsergebnis

ein gesetzmäßiges Verhalten zugrunde?

§[enn bei zwei benadrbarten völlig gleidren Grundsti,id<en der Nadrbar A ein

vierstöckiges §[ohnhaus einfadrster Bäuirt und der Nadrbar B bei gleidrer über-

bauter Flädre ein nur zweistörC<iges Haus, dafür jedo& mit hohem §flohnkomfort

erridrten, so ist wohl denkbar, äaß beide Häuser den gleidren Sachwert und bei

doppelt so hohen Mieten für B zumindest audr den_gleidren Ertragswert haben. Bei

dei irerkOmmlidren Bewertungsweise wird aber für den Bodenwert allgemein nur die

baulidre Ausnutzung in Form der Gesdroßflächenzahl als §/ertmaßstab heran-

gezogent wobei dann der Grund und Boden für das viergesdrossige Haus unweiger-

ia t Ofr.. bewertet wird als beim Nachbarn, dessen Haus nur eine halb so große

Gesdroßfläcle hat. \Tohlgemerkt bei genau gleidren Baukosten und gleidren Miet-
erträgen. (B hat wahrsdräintidr sogar geringere Bewirtsdraftungskosten.) Das Bei-

spiel äeigt, daß die Bauart sehr wohl die gleiche über den -ryqag 
e11s$;idende \Vir-

k rng h"i wie die Gesdroßflädrenzahl. In Zeiten wirtsd'raftlidren §ürohlstandes wäre

vieliäidrt sogar die Uberlegung angebradrt, ob die Bedeutung der Bauart nidlt wo-

mOglich ein wenig überwiägt.-A.rdr *enn z. B. in einem Siedlungsgebiet Doppel-

häuier und einzelne Bungalows auf gleidrgroßen Flächen stehen - die Doppelhäuser

eventuell nadr Teilung - so bewertet die Gesdloßflädrenzahl die Bungalowgrund-

stüd<e unweigerlidr zu niedrig, wenn nidrt die Bauart berüd<sid'rtigt wird. So entsteht

dann die Voistellung von einem besonderen Markt für derartige Grundstüd<e, weil

die Baulustigen je Quadratmeter Boden für beide Grundstüd<sarten Sanz selbstver-

ständlidr die glei&en Preise zahlen, obwoht er bei Doppelhäusern in der Flädre be-

deutend intensiver genutzt wird.

Es ist ja audr nidrt anzunehmen, daß gerade die am stärksten wirtsdlaftlidlen
Motiven änhängenden Unternehmer völlig uneigennützig unsere Städte mit Pradrt-

fassaden, Appaite-enthäusern und Bungalows zu versdrönern gedädrten- Ein solc*rer
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Gemeinsinn widerspridrt der Lebenserfahrung. Es sind vielmehr sehr konkrete wirt-
sd'raftliche Vorteile wie §ferbewirkung, höhe;e Mieteinnahmen und sozialprestige,
die den Anreiz zu besonders kostspi;liger Bauart geben. Alle diese Investitionen
schlagen sidr, wenigstei: Ir+ der Hoffn'ng der Bauf,erren, irgendwann und irgend-
wo in_ günstigen Gesdräftsabsdrlüssen, Einnahmen und Krediten nieder. unä das
Grundstück- muß Eigenschaften besitzen, die es für so hohe Investitionen geeignet
madren, d. h. sein §7ert steht in direktem verhältnis zu den Aufwendung.n. ö i 

"ungewöhnlich teure Bauweise eines Hauses stel"lt einebesonders intenr-i_y. - Nutzung des Grundstücks dar,durchaus in der §/irkung vergleichbar mit der hohenbaulichen Ausnut zung dei plaihe und daher bei der Be-wertung des Bodens auch genauso zu beachten,
Die Auswirkungen dieser Tatsadre madren sidr vielerorts bemerkbar und not-

wendigerweise am deutlidrsten bei den aufwendigsten Bauten. So lassen sidr bei-
spielsweise die Preise für Bungalow-Crundstücke ain Rande der Städte vielfadr nidrt
mehr in ein logiscJres System einordnen, denn die nadrgewiesenen echten Kaufpreise
sind häuffg ganz ungewöhnlidr hodr, während Bewertu-ngen nadr den üblichentber-
lieferten Methoden zu wesentlidr.niedrigeren \werten fihren. Man empftndet öko-
nomisdres Unbehagen, wenn an gleidrer Straße Grundstüd<e mit Einzeliräusern wo-
möglidr höhere Preise erzielen als soldre mit zweistörrc<igen Gebäuden. so kam
dann audr bald der rettende Gedanke auf, den Bauheren- jeglidres wirtsdraftlicle
Denken abzusprechen. Teilweise hilft man sidr bereits durdr känstruktion eines be-
sonderen Marktes für Einzelhäuser, der angeblidr ganz anderen wirtsdraftlidren
Gesetzen folgen soll als der übrige Grundstüd<smarki, und man versudrt so durd.r
ein System von Behelfen das Marktgesdrehen auf diesem Gebiet wieder in den Griff
zu bekom-men. §fler genügend Kaufpreise gleidrer Grundstücke gesammelt hat, mag
vielleidrt holfen können, daß er diese Sdrwierigkeiten überhaupinidrt zu bemerkei
braudrt; aber wir spredren hier aussdrließlidr über bebaute Grundstüd<e, und wo
wären da ausreidrend braudrbare Kaufpreise vorhanden? und wie bereinigt man
diese Kaufpreise, ohne sofort beim gleid'ren Problem zu landen? Eine dieier Be-
helfsmethoden ist beispielsweise die über Gebühr erhöhte Bedeutung des §7ohn-
milieus, die jedoch sofort versagtf wenn einmal vereinzelte Bungaläws inmitter.r
sdrlichterer Bauweise vorkommen. Man hat aud-r sd,on versudrt, versdriedene Grenz-
bodenwerte einzuführen, je nadrdem um weldren Bebauungstyp es sidr handelt, doch
dürfte es sdrwer werden, gegebenenfalls die Richtigkeit dieser Annahme zu beweisen.

Selbst der Entsdrluß, audr die Bauart künftig als §Tertfaktor für den Bodenpreis
einzuführen, ändert vorerst nur die Theorie; denn es muß eine für die praktisdre
Anwendung braud-rbare Methode gefunden werden. tJ7enn ausreidrend Vergleidrs-
grundstücfte vorhanden und deren Ertragsverhältnisse bekannt sind, wird der Ein-
fluß der Bauart auf den Bodenwert über die erzielten Mieten im Vergleichswertver-
fahren in sehr eleganter Form in die Bewertung eingeführt, ohne indessen direkt in
Ersdreinung zu treten. Aber nur bei wenigen Gesdräftsstellen der Gutad'rteraus-
sciüsse werden bebaute Vergleid-rsgrundstücke in benad-rbarter Lage und größerer
Zahl nadrgewiesen und nodr viel seltener die Ertragsverhältnisse bekannt sein. Mit
Hilfe des § 140 Bundesbaugesetz können ja nur Angaben über das zu bewertende
Grundstüd< erzwungefl werden, nidrt aber für unbeteiligte Vergleidrsgrundstüd<e.
Kann man die erforderlidren Untedagen nidrt bekommen, so dürfte es wohl am

76

^.

^-



\--

sinnvollsten sein, die Bauart dort zu berücksidrtigen, wo sie audr begrifflidr hin-
gehört, nämlidr bei der Ausnutzungszifier des Crundstücks. Von Oberregierungs-

i.r-"rrung..at a. D. Arnold, Helmstedt, stammt der Vorsdrlag, die Gesdroßflächen-

zahl mit einem Faktor zu multiplizieren, der eine Verhältniszahl des Kubikmeter-
preises der Gebäude von 1913 ist. Er nennt das Ergebnis ,,modiffzierte Ausnutzungs-

zifiEr" und benutzt es zum Vergleicl beliebig versdrieden bebauter Crundstücke'

Bewertung von Bauplä tzen und Erbbaugfundstüd<en

Zusdrla g zur Gesdroßflaehenzahl wegen der Bauart

Bauwert Zusdrlag

1 . Siedlungshaus am Stadtrand, einfache leichte,

massive Bauart, l/2geschossig , Holzbalkerr-
decken 10

2. Siedlungshaus, bessere Ausführung, massive

Bauart, l%geschossig, massive Decken

3. bessere Siedlungshäuser, 1%geschossig, Ge-

schoßhöhen ca. 2,8 m

4. Einfamilienhäuser/ Eigenheime, l/2geschossig,
Geschoßhöhen 2,7-3,0 m

5. desgleichen in moderner Ausführung, mit Ver-
blendungen, Blurnenfenster und dergl., t1/+- u.

I rlgescho ssig und 1 geschossige Bungalows

6. 2- bis 2r/2geschossige Reihen- und Doppel-
häuser einfacher Bauart

7. dieselben moderner Bauart

8. Mietwohnhäuser, 2- bis 4geschossig/ einfacher

Bauart l3-1 4

9. desgleichen besserer Bauart 14-16
10. Hochhäuser moderner Bauart, 8- bis 12-

geschossig 1 5-1 8
I I . Bärogebaude ftir gewerbliche Firmen, Rechts-

anwälte usw. 16-20
dazu Zuschlag

12. Verwaltungsgebäude für Versicherungen und
Banken 18-24

dazu Zuschlag

12-13

13-15

20-25

25-30

13-r 5

15-1 8

15-20
dazu Zuschlag

20-25
dazu Zuschlag

10-1 3

o o/L

20- 30"Ä

30- 50 "/"

1oo-1 5A o/o

150-2oO "/"

30- 50 o/"

50- 80 "Ä

30- 40 "/"
40- 60 oÄ

50- 80 "Ä

60-1 oo "/o
für Gewerbe

8o-1 40 "/"
ftir Gewerbe

5o-1 oo "/"
ftir Gewerbe

1oo-1 50 "L
für Gewerbe

o- 30 "Ä

\v

1 3. einfache Gasthöfe

1, 4. städtische Hotels

15 . Garagen, Einzel- und Großgaragen

Bei Erbbaugrundstücken wird immer wieder eingewandt, daß die Berüd<sidrtigung
der Bauart die persönlidren Investitionen oder die Unternehmerinitiative des Bau-
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herrn z_ugunsten des Crundeigentümers unzulässig anredrhet. An den folgenden drei
Beispielen mödrte idr nodr einmal ausführlidrer ,äig.n, daß diese nadr einem erstenf
flüdrtigen Eindruck mehr gefühlsmäßig vorgebradrtin Einwände nidrt den Tatsadren
gerecJrt werden. Es wutde_ein_ möglidrst einfaches Bewertungsverfahren gewählt
(Herbert K. R. Müller: Die Baulandbewertungi Herbert \7ichm-ann-verlag),-um mit
ffngierten §Terten arbeiten zu können. Damit soll keineswegs diese sogenannte
,Braunsdrweiger Methode" zur allgemeinen Anwendung emlfohlen weiden. Es
handelt sidr um drei Haustypen: ein mit hohem §Tohnkoäfort und entspredrender
Fassade ausgestattetes Appartementhaus, ein sdrlid-rtes dreigeschossiges Vohnhaus
aus älterer Zeit und einen Bungalow. Die drei Grundstückä und die- jeweils über-
bauten Flädren sind gleich groß. Alle Grundstüd<e sind über 2,5km väm stadtkern
entfeint gedacht, an einer ruhigen Alleestraße in gutem Vohnmilieu. Ausblick auf
vald ist vorhanden. Entfernungen der Baufludrtän über 30 m (crenzwertboden
7,- DM/qm).

Bungalow

Wird allein die Geschoßfläche berücl<sichtigt, so ergeben sich folgende rVerte:

2 - geschossiges

Appartementhaus
3 - geschossiges

Wohnhaus

Grundstü&sflädre:
bebaute Flädre:
Gesdroßflädre:
Ausnutzungsziffer:
Lagewert:
Bodenwertfaktor:
Bodenw€rt:
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Appartementhaus

625 qm
150 qm
300 qm
0,48

+ 100
7,97

ts le DM/qm

3gesdrossiges

§/ohnhaus
625 qm
150 qm
450 qm
0,72

+ 100
2,95

20,65 Dlvt/qm

Bungalow

625 qm
150 qm
150 qm
0p4

+ 110
1,52

10,64 DM/qm

rlrrrr
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Diesen Preisdifferenzen wird man bei gleicher Lage und Größe der Grundstüd<e auf

d.* fr.i.r, Grundstücksmarkt ziemlidr sidrer nidrt begegnen. Sie ffnden aud'r keine

ittitre i. Ertrag, der hier grob vereinfadrt und nuf zum Vergleidr gescl'rätzt werden

soll,
3gesdrossiges
Vohnhaus

450 qm X 2,30 DM
: 1 035,00 Dt\4

Bungalow

250 o/o

0,84
3,45

24,15 DM/qm

Umbauter
Raum:

cbm-Preis
1913 z

cbm-Preis
1965 z

(lndex 530)

Bauwert
1965:

Appartementhaus

150 x 8,5 _
I 275 cbm

24,- M

727 ,20 DN'l

162 000,- DM

Bungalow

75 x 3,5

+75 X 5,5 :
675 cbm

35,- M

185,50 DM

125 ooo,- DM

Mietwert:

(monatlich)

Appartementhaus

300 qm X 3,50 DN{

Bungalow

150 qm X 7 ,00 DM

-- 1 050,00 DM

Für den Ertragsvergleidr ist es audr unerheblidl, daß Bungalows- gemeinhin für

den eigenen Bedärf gäbrut und kaum vermietet werden; denn zweifellos wären sie

\r, vermie-tbar, und die Eigennutzung muß dem Besitzer den entgangenen Gewinn wert

sein'

Erhält die Gesdroßflädrenzahl einen Zusdrlag wegen der Bauart, der bei den hier

angeführten Gebäuden teilweise aus der Tabelle extrapoliert werden muß, so be-

kÄrn.n die Bodenpreise ein wirtsdraftlidr vernünftiges Verhältnis zu den Ertrags-

möglidrkeiten.

3gesdrossiges

Appartementhaus §/ohnhaus

Zuschlag loo o/o 30 "Ä
modiffzierte
Ausnut zvngsziffer 0,96 0,94

Bodenwertfaktor 3,7A 3 §4
Bodenwert 25,9ODM/qm 25,48 DM/qm

\-,

Um einem immmer vorgebradrten Einwand zu begegnen, bleibt jetzt nur nodr zu

untersudren, ob nidtt die-untersdriedlid'ren Baukosten allein für die Ertragsverhält-

nisse ursädriidr verantwortlidr sind. Audr hier mag für den beabsidrtigten Zwed<

eine grobe übersdrlagsred,nung genügen, wobei für das Bungalowgrundstüd< im

Preisäes umbauten Riu-er uud, die hier üblidren, besonders aufwendigen Außen-

anlagen eingeredrnet sind.

3gesdrossiges
Vohnhaus

150 x ll,5
+50x 2,5-

1 850 cbm

16,-M

94,80 DM

157 oo0,- DM
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selbst wenn beim Bungalow für Arclitektenhonorar und Baunebenkosten noö
höhere Ansätze zu madren wären, kann dod, mit Sidrerheit sdron jetzt gesagt wer-
den, daß die Baukosten unmöglidr allein höhere Erträge red-rtfertigen fonrien. Ist
das jedod, nidrt der Fall, so müssen derartige §Tirkungen notweridigerweise von
Eigensdraften des Grundstüd<s ausgegangen sein, und zu Recht sind s[ daher audr
beim §7ert des Grund und Bodens zu berüd<sidrtigen. §7ären die 3 Grundstücke des
Beispiels unbebaut gewesenf so dürfte wohl niemand auf den Gedanken gekommen
sein, sie untersd-riedlich zu bewerten. Erst die nur teilweise und einseitige Berück-
siclrtigung der baulidren Nutzung verzerrt die Preise. Andererseits wärJes jedodr
aud-r grob falsch, wollte man die baulidre Nutzung überhaupt aus aller Betrachtung
lassen, was bei engbebauten Grundstüd<en der Innenstädte ohne weiteren Beweii
sdron allein durd-r Augenschein klar wird. Dabei verschwindet auf wunderbare \(eise
der_ angeblidr vorhandene sondermarkt für Einzelhausgrundstücke; und die sdron
verlorengeglaubte Vernunft verschiedener Bauherren *ird audr wieder entdeckt.
Anfangs wurde audr nidrt so klar erkannt, daß man hier auf eine Lücke in der bis-
herigen Theorie gestoßen war, sondern es handelte sidr ursprünglidr nur um einen
der sd'ron besdrriebenen Behelfe zur Ermittlung der Bodenwerie bei Einzelhaus-
grundstüd<en, nadrdem die sonst bekannten Hilfsmethoden wegen besonderer ver-
hältnisse nidrt gut anwendbar waren. Es sdrien in unserer Gesellid-raftsordnung sach-
lidr nidrt red'rt angebradrt, das §flohnmilieu künstlich zwisdren 0 und etwa 300 Lage-
wertpunkten zu differenzieren, und audr ein Grenzwertboden war speziell für Bun-
galows am äußersten Stadtrand in ungünstigster Lage, sd-rledrtem §Tohnmilieu und
ohne Ausblick auf §7ald und Gewässer selbst theoretisdr nidrt glaubwürdig kon-
struierbar. Erst bei der Diskussion mit persönlich interessierten Erbbauberedrtigten,
denen gegenüber alle künstlidren Behelfe nidrt einmal hätten erwähnt werdentür-
fen, wurde es immer deutlidrer, daß die intuitiv aufgebaute Redrenmethode einen
zu Unred'rt übersehenen Bewertungsfaktor erfaßt hatte. Dabei mödrte idr nidrt ver-
hehlen, daß die hier gesdrilderten Ansidrten erst unlängst beim Gesprädr mit einem
sehr bekannten Bewertungsfacirmann, Autor etlid, er grundlegender Fad-rbüdrer, auf
bedingungslose Ablehnung gestoßen sind. Das ist audr ein Grund daft'rr, daß idr die
Fragen einem größeren Kreis Interessierter zur Diskussion vorlegen mödrte. Natür-
lich liegt mir die Behauptung fern, man könne den Einfluß der Bauart nur nadr dem
hier gesdrilderten Verfahren berüd<sidrtigen. §7ie idr bereits weiter vorn erwähnte,
gibt es dafür sogar viel elegantere Verfahren; aber mir geht es um die Feststellung,
daß die Bauart in irgendeiner Form auf den Grundstückspreis einwirkt.

Das Problem führt dort, wo es beadrtet werden muß, regelmäßig zu unangeneh-
men Konsequenzen. Solange Grund und Boden und die Gebäude den gleidren Eigen-
tümer haben/ mag es nodr angehen. §7'enn aber in einem Erbbauvertrag die Er-
höhung des Erbbauzinses im Verhältnis der gestiegenen Grundstückspreise zu-
gelassen ist, und das ist heute meist der Fall, so landet eines Tages der meist unver-
meidbare Streit der beiden Beteiligten unfehlbar als Antrag auf Erstattung eines
Vertgutachtens beim Gutachteraussdruß. Nun sind zwar am Stadtrand Fälle denk-
bar, wo die Bewertung auf Grund von Vergleidrspreisen gleidrartiger oder viel-
leid,t sogar unbebauter Grundstücke möglidr ist; aber in allen anderen Fällen muß
sich der Ausschuß entsdreiden, ob er nur nadr der Gesd-roßflädrenzahl als Aus-
nutzungsmaßstab die Erbbauberedrtigten bestimmter Haustypen, weil sie ihren
höheren Ertrag aus einer größeren Flädre erzielen, einseitig benachteiligen will, oder
aber ob er die erfahrungsgemäß unergiebigen Diskussionen mit denen auf sidr
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nimmt, die hinterher mit Sidrerheit stereotyp behaupten, ihre eigenen besonders
hohen persönlichen Investitionen würden unzulässigerweise zugunsten des Grund-
stüd<seigentümers angerechnet. Davon ist zwar überhaupt nidrt die Rede, aber sehr
leidrt verwirren sid, in diesem Stadium sdron wieder die Begriffe. Id'r kenne einige
hauptamtlidr mit der Verwaltung von Liegensdraften besöäftigte Herren, die mir
nadr mündlicher Erläuterung des hier behandelten Problems jedesmal überzeugt zu-
stimmen, um dann einige Tage später regelmäßig weder meine Ansicht nodt ihre
Zustimmung verstehen zu können. Aber sdrließlich würde audr kein Erbbauberech-
tigter die Berücksidrtigung einer hohen Gesdroßflädrenzahl, die ja ebenfalls aus-

sdrließlidr auf seine Investitionen zurückgeht, anerkennen, wenn dieses Verfahren
nidrt bereits der Ebene laienhafter Diskussion durdr unvordenklidr langen Gebrauch
entrückt wäre.

Feststellun gen und Uberlegun gen zur NacJrwuchsla ge

im gehobenen vermessun gsteclnischen Verwaltun gsdienst

Von Oberregierungsrat H ö I p e r, Nieders. Ministerium des Innern

1. Ursadren der ungünstigen Personallage

1.1. Beruf sbild und Anziehungskraf t
Ein Beruf gilt unter den heute herrsdrenden wirtsdraftlidren und gesellsdraftlidren

Verhältnissen allgemein nur dann als erstrebenswert, wenn er

von Anfang an einen guten Verdienst sidrert,

den beruflidren Aufstieg für den Tüdrtigen weit offen hält,

gesellsdraftliches Ansehen verspridrt,

möglidrst selbständige Arbeitsweise zuläßt,

soziale Hilfeleistungen bietet und
wenn in der Beschäftigungsstelle ein gutes Betriebsklima herrsdrt.

Können danadr die Laufbahnen des gehobenen vermessungsted-rniidren Verwal-
trrngsdienstes noch auf die Absolventen der Ingenieurschule anziehend wirken, und
zwar so, daß besonders für die in einigen Jahren beginnenden starken Abgänge

- vs1rr15sch1 durdr den altersmäßig ungünstigen Personalaufbau - und ggf. für
einen weiteren Aufbau redrtzeitig der erforderliche Nadrwud'rs herangebildet wer-
den kann?

1.2. Konkurr€nz: Verwaltung und \Tirtschaf t
Es ist allgemein bekannt, daß die ö{fentlidren Verwaltrmgen ihrer sdrwierigen

Personallage in Konkurrenz mit der freien §Tirtsd'raft nidrt mehr Herr werden. Viel-
leiclt wird dies im Spiel der Kräfte innerhalb einer pluralistisdren Gesellsdrafts-
ordnung bewußt hingenommen. Ein bekanntes \Todrenblatt umreißt die Ursadren,
die den Beamtenberuf niöt mehr anziehend madren, so 

'
,,Der einst aussdrlaggebende Grund, vom öffentlidren Amt einen Zugewinn an

sozialem Ansehen zu erwartenr Mitglied einer staatstragenden Kaste zu werden und
dabei fürs ganze Leben versorgt zu sein, spielt heute praktisch keine Rolle mehr. In
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der heutigen rüflohlstandsgesellsdraft hat der Drang zum öffentlidren Dienst stark
naclgelassen. Die öffentlid,e Hand ist, da sie nur nodr die zweite Garnitur erhält,
heute nidrt mehr konkurr enzfähig."

Im Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung vom 2. 4.1965
heißt es allerdings (- pater peccavi -):

,,Der Staat müßte . .. auf die Dauer zum Nadrteil aller Bürger Sdraden nehmen,
wenn die Qualität des Beamtentums sinkt. Es gibt nur einen \Veg, das.zu vermeiden.
Der öffentlidre Dienst muß gegenüber der §Tirtsdraft attraktiv sein, Nur dann wer-
den sidr tüdltige junge Leute zum Beamtenberuf entschließen."

1.3. Anziehun gsschwund
Die ursachen für die geringe Anziehungskraft des gehobenen vermessungste.dr-

nisdren Beamtendienstes sind vor allem in der materiellen Haltung eines erheblidren
Teiles der Jugend zu suchen, die eine Stellung mit hohem Anfangsverdienst dem
mithsamer zu erreichenden Beamtenberuf vorzieht. De Sicherungen in wirtschaft-
lid-rer und redrtlidrer Hinsidrt, die der öffentlidre Dienst gegenüber einer Tätigkeit
bei einem Unternehmen, einem Gewerbe oder einem freien oder diesem an-
genäherten Beruf nodr immer bietetr wenn audr die untersdriede immer geringer
werden, vermögen nidrt mehr regulierend zu wirken. Der Anziehungssdrwund wird
durdr den allgemeinen Verlust des Beamtenberufs an Sozialprestige noch gefördert.
Audr will sidr mancler Tüd-rtige nidrt frühzeitig binden. Vorzüge des Beamtenberufs,
die sidr früher in der lebenslänglidren Anstellung, im sozialen Prestige, der Ver-
sorgung usw. manifestierten, sind inzwisdren weitgehend durdr tariflidre und sozial-
versidrerungsredrtlidre Neuregelungen für die Arbeitnehmer selbstverständlich ge-
worden. Kaum nodr anziehend sdreinen Ehre und innere Befriedigung, im öffent-
liclen Dienst der Allgemeinheit zu dienen. Geblieben sind abertie besonderen
Pflidrten des Beamten, denen besondere Rechte in angemessenem Umfange nidrt
mehr ausgleichend gegenüberstehen. Hemmend wirken außerdem der über die ab-
gesdrlossene Fadrausbildung als Ingenieur von dem Beamten geforderte Vorberei-
tungsdienst mit Unterhaltszusdrüssen, die weit unter den Anfangsgehältern der lüflirt-

schaft sowie freier oder diesen angenäherter Berufe liegen, und die Laufbahnprüfung.
Auf technisch begabte Ingenieure wirkt außerdem oft der Gedanke, sidr in einem
Vorbereitungsdienst mit Rechtsanwendung und Verwaltungskunde beschäftigen zu
müssen, abstoßend, obwohl die Erfahrung gelehrt hat, daß gerade die guten In-
genieure sehr oft aucll ausgesprodren tüdrtige Verwaltungsbeamte werden. Die Ver-
waltung muß nun einmal auch von ihren tedrnisdren Beamten ein gewisses Maß von
Redrts- und Verwaltungskunde verlangen.

\i(enn dem jungen Ingenieur für Vermessungstechnik ohne Praxis bei Unter-
nehmen o. dgl. tariflidre Anfangsbezüge von 850,- bis 1000,- DM monatlidr - in
einzelnen Fällen noch höher - gezahlt werden und audr gezahlt werden können,
weil in den meisten Fällen Ingenieure und Diplomingenieure in den ersten Jahren
Bezüge in fast gleidrer Höhe erhalten (s. Stellenangebote wie ,,Dipl.-Ing. oder HTL-
Ingenieur"), so kann mit derartigen Angeboten die öffentlidre Verwaltung trotz der
erhöhten Unterhaltszusclüsse für tedrnische Beamtenanwärter nidrt konkurrieren.
Die öffentlichen Dienstherren sind nämlich weitgehend gehalten, ihre Beamten im
Rahmen des Gesamtgefüges der Besoldungsordnung und entsprechend dem strengerr
Laufbahnprinzip einzuordnen. Maßgebende Stellen zeigen sidr überdies auch wenig
aufgesd'rlossen gegentiber den Nachwuchssorgen in den technischen Dienstzweigen.
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Die von Fadrverwaltungen seit Jahren geforderten Maßnahmen werden so zögerncl

"ia r..rpa,o z,rgelasseirr, daß sie oft wirkungslos.verpuffen. Man ist zudem vielfadr

ä.r M"ür"g, diä Aufgaten auf tedrnisdrem Gebiete seien sehr weitgehend keine

U"f,Liir."fgiten und 
"körrn"n daher ebenso von tedrnischen Angestellten wahr-

genommen werden.

2. Die Voraussetzungen für den Erwerb der vorbildung und die Ausbildung

2.1. Praktlkanten und Lehrlinge
Nach den Feststellungen der Arbeitsgemeinsdraft der Vermessungsverwaltungen

fnavi*.ia. n z.Z.berZits so viele Lehilinge und Praktikanten ausgebildet, daß von

ät;;; ersten Vorbildungsabschnitt her riehr Ingenieure für Vermessungstechnik

,pa."i t"i"l,riehen müßtJn, als alle B-edarfsträger für Ersatz-, Zuwadrs- und Nadr-

l'.,it.a"J benötigen. Audr ist hier das Angebot an Lehrlin-gen und Praktikanten

ffotz d.er vielen glnstigen Stellenaussdrreibungen so groß, daß z.Z. nur einTeil der

B.*".b.., ufld Äur w-egen Fehlens der Ausbildungsmöglidrkeiten (Art' 12 GG), an-

genommen werden kann.

2.2.Der Bedarf an Ingenieuren
Zwar berichtet die Presse von einem Fehlbestand von ca. 40 000 Ingenieuren in

der Bundesrepublik Deutschland (nadl Meinung des B-undesinnenministers etwa

äö OOO bis 1VTO). Nüdrtern und factrlidr untersud,t, wird davon aber nur ein Teil

ut, 
"a.,,., 

Fehlblstand anzusehen sein. Abgesehen davon, daß es im _allgemeinen

""6|1 "iA, 
gelungen oder auch nur versucht worden ist, klar zwisdren den Arbeiten

ft;l;.;i.;r.; f..lrnik", und Zeichner abzugrenzen, sind in einzelnen tedrnisdren

BerufJzweigen erst jetzt Teclnikersdrulen eingeridrtet oder andere Ausbildungswege

iü. i.a"if.r g.f,rnd", worden. Deshalb *"id"n in {e1 genannten.Fehlbestand an

i"gJ.ri." ln" erheblichem Umfange Kräfte für Aufgaben mit enthalten sein, für

ät: ;; lngenieurschulausbildung nidrt erforderlidr ist (so Deutsdrer Bundestag,

i. V*,fp..iäae, Drucksac.he 225).ifinzukommt der sogenannte "UBidEK-Komplex"
iu"* 'Blirrd"rr'ist der Einäugige König). Dort, wo Tedrniker und Ingenieure z. B.

ü.iV..*ut,""gssteltren auf Ei-nielpost.n tatig sind, werden ihre 'Iätigkeiten bei der

Eing."ppi.."r! d,rr.I, fadrfremde Stellen ,u hodt geweitet. Nach allgemeiner Auf-

tu.r"uni .ollt" äus Verhältnis der Ingenieure (einschl. Dipl.-lng.) zu den Technikern

und Zeidrnern etwa 1 : 4 betragen.

2.3. Kapazität der In geni eursch ulen
Nach den Feststellungen des Bundesinnenministers im Jahre 1958 (Bundesanzeiger

Nr. 75 vom 1g.4. ß5ä) muß die Kapazität der Ingenieursdrulen insgesamt, ab-

gesehen von besonderen Maßnahmen auf bestimmten Fadrgebieten' audl wenn tech-

iir.h" K.aft" der Sparte ,,Techniker" ausgebildet werden, um erwa 60 v. H. erhöht

werden. Dieses Anliegen ist inzwisdlen durch den Ausbau der Ingenieursdrulen, Ein'

richtgng von Doppellehrgängen usw. für die Fadlrichtung Vermessung_swesen in ge-

wissem"Umfangä'bereiti bärücksidrtigt worden. Trotzdem ist die Kapazität der

Ingenieursd.rule-n noch zu gering, weil die Ingenieure für Vermessungstedrnik in-

,riir.lr.r, bei Kommunalveiwaltungen (Bundesbaugesetz), bei Cesellsdraften und

Unternehmen, in Entwicklungsländern, als Fadrkräfte im Ausland, für den Gewerbe-

sdruldienst usw. weitere Tätigkeitsgebiete gefunden haben. So müßte z' B. die In-

genieursdrule in Oldenburg, um den Bedürfnissen in Niedersad'rsen zu entsprecheu,
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ihre Kapazität auf absehbare Zeit noch etwa um 30 v.H. erweiten. Zur zeit
müssen dort nod-r zahlreidre Bewerbungen abgelehnt werden. Der Bedarf der öfient-
Iidren Verwaltungen könnte jedodr schän herite, jedenfalls bi. rszg iurreidrend ge-
deckt w-erden, wenn der_gehobene tedrnisdre Beamtendienst anrieheid g"nug ;e?".
Daran fehlt es jedodr ofiensichtlidr.

2.4. lngenieurschule und öf f entliche Bedarf sträger
-.A,T d.l-P_rüfungsterminen an_der. Ingenieurscrrule in oldenburg ss. 1964, §rs.
64/65 und sS 65 sind von den Absolventen aus Niedersad.,se, ,ur".d. 30 v. H. bei
vermessungs- und Katasterbehörden oder bei anderen behördlicfien ü..-.rrung.-
stellen als Beamtenanwärter eingetreten. Ein Teil der lrrgenle,r.sclrtiier'hat die wäh-.91{ 9"t Studiums gewährte Unterhaltsbeihilfe, oft mlt"Hilfe r.in.. ttinftigen Be-
sdräftigungsstelle, in einer summe oder in Raten zurückg"r"hlt- Nu. iurdr Sonder-
maßnahmen, wie die ubernahme von Behördlid-r geprüfien v..*.rruigrtedrnikern
in den vorbereitungsdienst, die nach dem Beamtei.äartr."rr..nllr"t, nu, bi, ,r.
31 . 1.2. 1963 zulässig war, konnten die Lüd<en nodr einigeräaßen gesdrlossen
werden.

2.5. Zur Anderung der Vorbildung
Audr ktinftig ist an den vorbildungsanforderungen, nämlich dem Ansdrlußzeugnis

einer. Ingenieursdrule festzuhalten. Mit Beamten inderer vorbildung - sie ist, 
-wie

erwähnt, nach dem Beamtenrecrtsrahmengesetz zudem nadr dem ai. tz. tgoa nidrt
mehr zulässig - ist dem vermessungsdienst in der Regel nid-rt gedient. Außerdem
erweist man Beamten mit anderer Vorbildung, z. B. mit Abit,r. of,n. Ingenieurschul-
absd-rluß, sidrerlidr einen sdrled-rten Dienst,-äa sie zwangsläuftg in ihiem späteren
Amt im_ allgemeinen tedrnisd-r nidrt das erfüllen korrrenl was 'bei fortsdrreitender
tedrnisdrer Entwid<lu_ng von ihnen erwartet werden -uh, ., sei denn, der betr.
Verw_altungszweig habe für diese Beamten dienstlidr ausfüliende Rofg"b.n audr auf
dem verwaltungssektor. Es bedeutete audr einen schritt rü&wärts, "wenn 

die ver-
waltungen ihre Anwärter wieder in vollem umfange selbst ausbildeien, nadrdem im
Laufe der Jahre ein erheblicher Ausbildungsteil Anstalten übertragen worden ist.
Die Verwaltungen würden sid-r zudem erheblidr zusätzlidr belasten.'Aud-r auf einen
vorbereitungsdienst mit absdlließender Laufbahnprüfung, in denen Kenntnisse zu
vermitteln bzw. Leistun_gen nadrzuweisen sind, die nidrt bereits Gegenstand der
Ingenieurausbildung und -prüfung gewesen sind, kann nidrt verzidrtet ierden. Dies
bezieht sich vor allem auf die Gebiete Verwaltung rrnd Redrt, die nun einmal nach
Fachridrtungen in versdriedenem umfang von dem Beamten des gehobenen tedr-
nisdren Dienstes verlangt werden müssen, weil er später diese Gebiete anwenden
und folglich beherrsdren muß. Das hat audr die niedersächsisdre Landesregierung
erst kürzlid-r aus besonderem Anlaß nadrdrüddid-r gefordert.

3. Bisherige Maßnahmen der Verwaltung

Die Nadrwud,ssorgen im gehobenen verm.technisd-ren Dienst haben zugenommen
und sind besorgniserregend. Von 1970 an treten zahlreidre Beamte in den Ruhe-
stand, und immer mehr Beamte stellen Anträge auf versetzung in den Ruhestand vor
Erreidren der Altersgrenze. um die Nadrwudrssorgen zu mildern, ist bisher vor
allem folgendes gesdrehen,
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3.1. Unterhaltsbeihilf en
§flährend des studiums an den Ingenieursdrulen erhalten die studierenden,

die sid.r zum späteren Eintritt in den Voöereitungsdienst und für-weitere fünf Jahre

,.rpniar,*, unterhaltsbeihilfen, die je nach Lagi der sdrule und der. semesterzahl

z.i. etwa zwischen 185,- und 30ö,- DM monatlidr betragen. Alles in allem

"rt.p...Ir.n 
sie in der Hdhe den Förderungshilfen, die nach dem Honnefer Modell

gewährt werden können.

3.2. U nterh alts zus chüs s e

Der Unterhaltszusdruß während des Vorbereitungsdienstes ist z. B. in Nieder-

sadrsen auf etwa rd. 90 v. H. derAnfangsbezüge (Grundgehalt undOrtszusdrlag) der

i.rota""grg.uppe A 9 erhöht *ärden, eine Regelung, die ältere Beamte mit Neid

erfüllen [O"rtä, wenn sie damit die kargen Zeiten ihres Vorbereitungsdienstes ver'

gleidren.

3.3. Dauer des Vorbereitungsdienstes
Die Dauer des Vorbereitungsdienstes ist allgemein auf zwei Jahre verkürzt wor-

den. §Teitere Zeiten können im Einzelfall angerechnet werden'

3.4. Anf angsgehalt
Die Anfangsdienstbezüge sind gehoben worden und werden bereits mit Beginn

der Probezei nadr abgeidrlossener Laufbahnprüfung gezahlt (früher Diäten in

Bruchteilen des Anfangsgehalts).

3.5. Technikerzulage
In der Eingangsbesoldungsgruppe A9 wird eine Technikerzulage von z.Z. 56,16

DM monatlidr gewährt.

3.6. Bef örderun gsverhältni s se

Die Beförderungsverhältnisse haben sich erheblidr verbessert. Durdr die Bünde-

lung der Bes. Gruppen A 9 und A 10, wie sie das Dritte Besoldungsänderungsgesetz

des"Landes NiedeÄadrsen eingeführt hat, ist es möglidr, den Vermessungsinspektor

bereits nad, Ablauf der Probizeit und einem weiteren Jahr nadr der Anstellung,

also im allgemeinen nad-r Ablauf von Trf Jahren nadr der Laufbahnprüfung - bei

guten Prüiungsleistungen und entspredrender praktisdrer Bewährung in kürzerer
Zeit_ ru* V....ttungsoberinspektor zu befördern. Zu diesem Zeipunkt ist er

im allgemeinen 26 bis 27 lahre alt; bei weiterer Verkürzung des Vorbereitungs-

dienstes hat er ein Alter von 25 bis 26 Jahren.

3.7. Außendienst
Die Ausführung von Urkundsvermessungen ist vom höheren Denst in weitem

Umfang auf den gehobenen Dienst übergegangefl. Der Beamte ist im Außendienst
durdrweg selbständig tätig; dafür erhält er neben seinen Dienstbezügen Reise-

kostenvergütungen, und außerdem wird ihm durdr die Außentätigkeit die private
Kfz.-Haltung sehr edeicihtert.

3.8. Ingenieure im Angestelltenverhältnis
Ingenieure für Vermessungstedrnik sind im Bereidr der Niedersächsischen Landes'

verwaltung nur in sehr begrenztem Umfang als Angestellte eingestellt worden.
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4. Vorsdrläge und Anregungen zur Verbesserung der Nadrwudrslage

Trotz \üerbemaßnahmen unter Ilinweis auf die günstigen Anstellungs- und Be-
förderungsverhältnisse, die ffnanziellen Verbesserungen, eine verantwortungsvolle
und lebensnahe Außen- und Innendiensttätigkeit und eine gesidrerte und geadrtete
Lebensstellung meiden die Ingenieure den Beamtenberuf, zumal sich die Konkurren-
ten der §/irtsdraft sowie der freien und der diesen angenäherten Berufe nadr der
Arbeitsmarktlage wendig den Verbesserungen im öffentlidren Dienst anpassen und
sie übertrumpfen. Es bleibt daher den Verwaltungen nidrts anderes übrig, als nachzu-
ziehen. Dies darf sidr, und das ersdreint mir besonders widttig, jedodr nidrt nur auf
die materielle Seite beziehen. Um den gehobenen Vermessungsdienst anziehend zu
machen, sollte audr die Stellung des Beamten, vor allem nach Verantwortung und
Selbständigkeit, weiter gehoben werden.

4.1. Bezüge und Vorbereitungsdienst
Zunädrst ersdreint mir vor allem folgendes erforderlich'

4.1.1. Besoldungen lm Vergleidrsniveau

Die Besoldungen müßten allgemein so angehoben werden, daß sie für vergleidr-
bare Stellungen den Gehältern und Löhnen, die die §Tirtsdraft zahlt, in etwa ent-
spredten. Nadr dem Gutadrten des vom Bundesministerium des Innern eingesetzten
Sadrverständigenrates zur Begutadrtung der gesamtwirtsd-raftlidren Entwiddung
liegen die Besoldungen z.Z. 13 v. H. unter dem Vergleichsniveau. Außerdem wird
es notwendig sein, die Untersdriede zwisdren den Endgrundgehältern der Eingangs-
gruppen der einzelnen Laufbahngruppen, die im Laufe der Zeit zum Sdraden des
ölfentlichen Dienstes allzusehr verkleinert worden sind, neu zu überdenken. Die
Folgerungen hieraus werden erkennen lassen, ob es aus dieser Sicht den Verantwort-
lidren wirklich ernst um die Erhaltung des Berufsbeamtentums ist.

4.1.2. Anfangsbezüge als Unterhaltszusdruß

Die Unterhaltszusdrüsse müssen auf die Anfangsdienstbezüge der Bes.-Gruppe
A 9 einsdrließlich Technikerzulage angehoben werden. De Ingenieure für Ver-
messungstedrnik sind vollausgebildete Fadrkräfte und werden in der \(irtsdraft usw.
audr entspredrend vergütet. Es ist nidrt einzusehen, daß die öfientlidren Verwal-
tungenr wenn sie über die abgesdrlossene Fa&ausbildung hinaus von ihren Beamten
noch eine zusätzlidre Ausbildung im Vorbereitungsdienst und die Laufbahnprüfung
verlangen, ihre Beamtenanwärter nidrt entspredrend besolden. Bleibt zu hoffen, daß
sich die verantwortlidlen Stellen den dahin ständig vorgebrad,ten §(/ünsdren der be-
teiligten Fadrverwaltungen und Berufsverbände endlidr einsid'rtiger zeigen.

4.1.3. Technikerzulage

Die Tecfinikerzulage nadr Fußnote 1 zu Bes.-Gruppe A 9 sollte mindestens audr
auf die Bes.-Cruppe A 10 (besonders nadr einer Bündelung) ausgedehnt werden,
wenn nodr ein Nadrteil gegenüber anderen vergleichbaren Laufbahnen, besonders

dem gehobenen Dienst der allgemeinen Verwaltung, verbleibt. Die entspredrenden
Anträge zum Dritten Besoldungsänderungsgesetz des Landes Niedersadrsen sind

unberüd<sichtigt geblieben. Man meinte, die bisherigen Nachteile könnten im Rah-

men der nunmehr aufzustellenden Dienstpostenbewertung aufgefangen werden.
Videant constrles !

86

^.



\./

\-.

4.1.4. Verkürzung des Vorbereitungsdienstes

Eines der stärksten Hemmnisse mit materieller Auswirkung, die es ersdrweren,

den Nadrwudrs für den gehobenen Vermessungsdienst heranzubilden, ist zweifellos

die Dauer des Vorbereitungsdienstes vorl z. Z. im allgemeinen zwei Jahren' Die

Ingenieure für Vermessungstedrnik sind nadr Absdrluß ihres Studiums von sedrs

Säesterrr, wie oben bereiis erwähnt, voll ausgebildete ted-rnisdre Fachkräfte, wenn

audr ohne Praxis und Bewährung. Der Lehrplan der Ingenieursdlulen ist ietzt mit

den beteiligten Verwaltungen abgestimmt worden, so daß die Bedürfnisse der Ver-

*alt.rnger, äehr als bishei an den Ingenieursdrulen berücksidrtigt werden. Deshalb

soilte änmehr auf eine Ausbidung in den tedrnisd'ren Gebieten während des Vor-

bereitungsdienstes weitgehend verzidrtet werden und auch in der Laufbahnprüfung

Prüfungs"stofi wegfallen, der bereits Gegenstand der Ingenieurprüfung gewesen ist.

Entspräend u.Jährt bereits die Deutsche Bundesbahn. Audr die Gewerkssdraften

urrd Berufsverbände haben wiederholt auf diese möglidre Verkürzung hingewiesen'

Das erste Jahr oder das erste Halbjahr des Probedienstverhältnisses nadl Ablegung

äer Laufbahnprüfung könnte dazu dienen, die erworbenen Kenntnisse in gelenkter

V.r*lndrrg ,u festilen und zu erweitern. Die Ausbildung darf_ sidr dann nur darauf

erstrecken, ä", .n dei lrgenieursd'rule Erlernte anzuwenden und Gebiete zu erfassen,

die nicht begenstand däs Studiums waren. Entspredrendes gilt für die Laufbahn-

prüfung. Mai darf nidrt davon ausgehen, daß die Ingenieure in der §üirtsdraft im

ä.rt"r, i"n. als vollwertige Fadrkräite eiflgesetzt sind; sie werden meist bei voller

vergütung während diesär Zeit audr nur in den Betrieb eingeführt. Die verkürzung

der"Ausbildungszeiten allgemein ist überdies ein Anliegen, desse-n sidr audr der

Deutsd.re Bund-estag "rg"io.."r, 
hat. Mit einer Verkürzung auf ein Jahr sedrs

Monate würde die-Gesa'mtausbildungszeit des Vermessungsinspektors sedlseinhalb

Jahre (zwei Jahre Praktikum, drei Jahre studium und ein Jahr sedrs Monate vor-
ile.eitu"grdienst) betragen und der Ausbildungsdauer der verglejdrbaren nidrt'

technisdr"en Beamten des gehobenen Dienstes angenähert werden (fünf Jahre). Ein

eineinhalbjähriger VorbeÄitungsdienst mit neuer Zielsetzurrg ist in Niedersadrsen

möglidr, ohne-die grundlegenäen gesetzlidren Vorschriften (Beamtengesetz und

Laufbahnverordnung) zu ändern.

4.2. Andere Anziehungskräf te
Idr wende mich nun anderen Anregungen zuf von denen idr mir einen Einfluß auf

eine günstigere Entwicllung verspred-re. Man sollte nidrt untersdrätzen, dall nodr
immei der lür den Beamtenberuf geeignete Teil der Jugend, trotz des allgemein

herrscl'renden Job-Denkens, im \Widerstreit zwischen rein ftnanziellen Erwägungen

und Neigungen bereit sein wird, den Beamtenberuf zu ergreifen, wenn dieser Beruf

weitgehende Selbständigkeit, leitende oder beaufsidrtigende Funktionen, reizvolle
Aufgaben und Entsdreidungsbefugnisse bietet. Dodr sollte jeder Ingenieur bei Be-

ginn des Vorbereitungsdienstes vor seiner Ernennung zum Beamten darauf hin-
gewiesen werden, daß es für den Beamten auf den meisten Dienstposten im Bereidr

äer Verwaltungen je nadr Fachridrtungen und Behörde mehr oder weniger rein

:echnische Arbeitsgebiete nur selten gibt, für gehobene und leitende Stellungen je

nadr Art der Diensposten sogar ein gerüttelt Maß von Verwaltungstätigkeit not-

wendig ist.

Meine nadrstehenden Vorsdrläge und Anregungen werden wahrscheinlidr nicht

überall Anklang ffnden. Es scheint mir aber um der Sache willen und in der Sorge

87



um den Bestand cl-es gehobenen vermessungstedmisdren Beamtendienstes notwendig
zu. sein, einmal offen über die Probleme zu spredren. Es handelt sidr vor allem uä
folgendes 

'
4.2.1 . Ingenieure im Angestelltenverhältnis

Soweit hoheitlidre Da,reraufgaben wahrzunehmen sind, müssen sie in der Regel
Beamten übertraqen werden (Art.33 Abs. a GG). §ilenn'Angestelrte überwiege'nd
mit soldren Aufgaben betraut sind, sollte ihre überführung in äas Beamtenverhältnis
angestrebt und nicht erscihwert werden (vgl. meinen A,ifsatz in den AvN 1961
s. 1 13). Es ist aufsdllufre!ü, daß gerade die tedrniscl.ren Verwaltungen, die An_
gestellte zu denselben Aufgaben wie ihre Beamten heranziehen .rnd ji., vielleidrt
audr können, weil die Aufgaben 

-weitgehend nidrt im hoheitlichen B.reid, liegen, die
ernstesten sorgen um den gehobenen Beamtendienst haben. Man sollte 

",idr'ue.-stehen, daß sid'r Verwaltungen bei der Einreihung ihrer tedrnisdr.i ang.rt.ilÄ
streng 'an die tarifredrtlid'ren Tätigkeitsmerkmale -halten, 

weil sie dabei in erster
Linie - neben der Sorge um die vorhandenen Behördlidl geprüften v.r,,"rrurgr-
tedrniker 

- um die Erhaltung des gehobenen Beamtendiensies bemtiht sind.

4.2.2. Aufstieg vom mittleren Dienst
Der an sidr erwünsdrte Aufstieg von Beamten des mittleren in den gehobenen

vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst sollte in bestimmten Grenzei gehalten
werden, um den charakter des gehobenen Dienstes zu erhalten und ungünstige
RücJ<wirkungen auf Laufbahnbewerber und vorhandene Beamte 

"urr*Jrli.ß""n. 
Airf

jeden Fall ist von den Aufstiegsbeamten, bevor sie zum Aufstieg zugelassen werden,
der Nadrweis der gesetzlich vorgesdrrietenen tedrnisdr"n f"a6ita,ing 

- allerdings
nur bezog_en 

3uf_ d_en jeweiligen-Verwaltungszweig 
- zu fordernjder von den

normalen Laufbahnbewerbern auf der Ingenieursdrirle erworben wird. Der Erwerb
dieser ted'rnisdren Fadrbildung ist in Niedüsadrsen für den Bereid-r d.. ü".*.rrungr-
und Katasterverwaltung durdr besonderen Erlaß bereits geregelt *oia.".
4.2.3. Aufstieg und Verzahnung

In begründeten Einzelfällen sollte besonders bewährten Beamten des gehobenen
Vermessungsdienstes der Aufstieg in den höheren Vermessungsdienst, deigesetzlich
nicht ausgesdrlossen ist, ermöglidrt werden. Die Steuerverwalting wirbt u. a. mit dem
Hinweis, daß der Steueriaspektor nad-r ad'rt Jahren Dienstzeit, a"bgesehel von einem
möglidren-Aufstieg, als steuerberater zugelassen und so qu"ri 

",id, 
in den höheren

Dienst aufsteigen kann. In_Baden-tJflürttemberg kann dei Beamte des gehobenen
Dienstes nadr adrtiähriger Dienstzeit als Ofientlidr bestellter Vermessungiingenieur
bestellt werden;_dabei ist allerdings zu berüd<sidrtigen, daß das Aufgabeigeb-iet des
offentlidr bestellten vermessungsingenieurs in diesem Lande geg-enübei dem in
anderen Ländern wesentlidl eingesd-rränkt ist und sidr im wesent'iiÄen lediglidr auf
,,Katastervermessungen" besdrränkt. Die großen Verkehrsverwaltungen haLen den
Aufstiegimmerinbestimmtem Umfangepraktiziert. §7'as dem Beamten des mittleren
Dienstes hinsidrtlidr des Aufstiegs redrt ist, sollte dem gehobenen Dienst - natür-
lidr abgestuft_- billigerweise nidrt grundsätzlidr verwJhrt werden. Ein Aufstieg in
den höheren Dienst mag dann von geringerer Bedeutung sein, wenn der Beamti in
entspredrende Besoldungsgruppen innerhalb des gehobenen Dienstes befördert wer-
den kann (verzahnung der Bes.-Gruppen A I 3 u;d A 14). Erste Ansätze dazu liefert
das 3' Besoldungsänderungsgesetz in Niedersadrsen. Der oftmals fälsdrlicherweise
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als Aufstieg bezeidrnete Ubergang von Absolventen der Ingenieursdrulen auf Tech

nisdre Hoäsdrulen ist nidrts weiter als ein zweiter Bildungsweg und hat mit einem

Aufstieg nidrts zu tun.

4.2.4. DienstPostenbewertung

Die Beförderungsverhältnisse sind auf der Grundlage einer Die-nstpostenbewer-

tung (oder im RahÄen eines Stellensdrlüssels) für die Amtmann- und Oberamtmann-

,t.lLi ,u verbessern. Das gilt vor allem für Beamte als Vertreter von Behörden-

leitern und für Leiter grOßärer und verantwortungsvoller Sadtgebiete. Vorläuffge

Grundsätze zur Bewert-ung der Dienstposten sind auf der Grundlage des Dritten

f".oüungtanderungsgeseties in Niedersadtsen erlassen worden. Es bleibt zu hoffen,

a"A ai" f"dru..*"1äigen mit ihren Vors&lägen durdrdringen und der l.andtag-die

J"rra für erforderliä gehaltenen Planstellen auch bewilligt, so daß zwisdren

Dienspostenbewertung- ind Stellenverteilungsplänen kein allzu großer ,Puff-er"

bleiat.'Damit werden 
-tlie 

Beförderungsverhillnisse audr transparent gemacht. Das

ermöglidrt einem Bearnten, sidr um klar gekennzeidrnete Dienstposten zu bewerben'

wie däs in den großen Verkehrsverwaltungen üblidr ist'

4.2.5. Dienstpostefl und Verzahnung

Man sollte sidr ferner überlegen, ob nidrt bestimmte Dienstposten des höheren

Dienstes, für die eine Befähigunf ,.r. höheren vermessungstedrnisdren Verwaltungs'

dienst durdr Nadrweis der öroßen Staatsprüfung nidrt dringend notwendig ist, mit

§piti."k.aft.n des gehobenen Dienstes 
-in 

Veizahnungsgruppen besetzt werden

kärrn"n. Trägt dies m-it dazu bei, den gehobenen Vermessungsdienst zu erhalten und

zu fördern, i.r, -"r, von seiner Unäntbehrlidrkeit überzeugt ist, so sollten Beden-

k.r, hi.rg.i.r, zurückgestellt werden, sofern die L€istungsfähigkeit der betreffenden

V.r*"f,,i"!' dadurdr iidrt gesdrwadrt wird. Die Auswirkung 
-wi_rd 

versdrieden sein,

da im veräessungsdienst Jas Verhältnis der Planstellen des höheren zu denen des

gehobenen Diensies in den einzelnen l,lindern mit Gefälle vom Süden zum Norden

redrt unterscihiedlidr ist.

4.2.6. Selbständigkeit

Die Selbständigkeit als Ausdrud< des Erfolgserlebnisses und damit der Anerken-

nung muß audr ärganisatorisdr sidrtbar gemadrt werden. Der dem Beamten nadr

sadriidren Gesidrtspunkten übertragene Gesdräftskreis muß in einem Gliederungs-

oder Organisationiplan, der durd'r den Gesdiäftsverteilungsplan im einzelnen er-

gänzt wiid, abgegränzt sein. Im Rahmen dieses Gesdräftskreises sollte der Beamte

ieine Dienstg.ialft. möglidrst selbständig führen. Der Beamte ist für die Redrt-

mäßigkeit seiner dienstlidren Handlungen verantwortlidr und kann ggf. die Ent-

sdreiäung des höheren Vorgesetzten einholen (§ 38 BRRG und entspredrende Vor-
sdrriftenter Länder). Die Redrtslage ist danadr grundlegend versd,ieden von der

des Angestellten, der nad-r § 8 Abs. 2 BAT den dienstlidren Anordnungen des Vor-
gesetzt; nadrzukommen hat und beim Vollzug dieser Anordnungen von jeder Ver-
intwortung frei ist. Das gilt nidrt für Anordnungen, die für die Bediensteten er'
kennbar dän Suafgesetzen zuwiderlaufen. Das Zeichnungsredrt ist in der Regel der

sidrtbare Ausdruck der dem Beamten eingeräumten Selbständigkeit und übertrage'
nen Verantwortung. Für den im Außendienst eingesetzten Beamten des gehobenen

Dienstes ist dies mit der Beurkundung der Abmarkungsniedersdrrift (und des Fort-
führungsrisses) gelöst. Dodr sonst ist dieses Zeidrnungsredrt in der Praxis zurüd<'
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haltend erteilt worden und stagniert in der Praxis oftmals nodr auf dem Stand der
Preußisdren Anweisung V. In vorbildlidrer §7eise regelt die Gesdräftsordnung des
Landesvermessungsamtes Nordrhein-§Testfalen vom 31. 2. 1960 die Zeidrnungs
befugnis:

,,Die Zeidtnungsbefugnis ist soweit wie möglidr nadr unten zu verlagern. §fer sidr
in unangemessener §7eise die Zeidrnung vorbehält, läuft Gefahr, sidr mit weniger
widrtigen Einzelheiten aufzuhalten und seine wesentlidren Aufgaben ,u ,..nadr-
lässigen. Er erschwert den Geschäftsablauf undbeeinträdrtigtdieArbeitsfreudeseiner
Mitarbeiter. Die zur Zeichnung ermädrtigten Dienstkräfte üben diese Befugnis in
vollem umfange aus; die Vorlage von sdrriftstüd<en lediglidr zum Zwed<e der
Zeidrnung durch den Vorgesetzten soll unterbleiben."

4.2.7. Einsdrränkung von Versetzungen

Das Instrument der versetzung ist beamtenredrtlidr geregelt und für die Funk-
tio,nsfähigkeit der verwaltung unentbehrlidr. von einer Versetzung ohne Antrag
sollte jedodr nur mit Bedadrt C,ebraudr gemadrt werden und nur ä"nr, *r.nn .,
dienstlidr unumgänglid, ist. Solange der versetzte Beamte oftmals trotz Beförderung
ftnanzielle Nadrteile hinnehmen muß, wird man, besonders bei der heutigen perl
sonallage, bemüht sein müssen, versetzungen nur in dem notwendigen Ausmaß
vorzunehmen und den Beamten möglidrst dort einzusetzenf wo er es wünsdrt. Ist
aber eine versetzung nicht zu umgehen, so sollte dem Beamten, wenn es die Lage
zuläßt. eine Rüd<versetzung, die seinenlü(/'ünschen entgegenkommt, in absehbarer Ziit
zugesidrert oder in Aussidrt gestellt werden. Die staatlidren Mittelbehörden werden,
soweit sie gleidrzeitig Ausbildungsbehörden sind, aber audr bemüht sein müssen,
die erforderlidre Anzahl von Anwärtern in ihrem Bezirk zu erhalten, und sidr nidrt
auf ausgleidrende Maßnahmen (versetzungen) verlassen können. Sidrerlid.r wird
sidr aud'r auswirken, daß strebsame Beamte den §fert nidrt außer adrt lassen, der
einer möglid'rst vielseitigen Verwendung auf versdriedenen Dienststellen in jungen
Jahren später zukommt.

4.2.8. Zusammenhänge zwisd'ren Eingruppierung, Denstpostenbewertung und
Besoldungsordnung

De Tarifverträge über die Eingruppierung der Arbeitnehmer sollten mehr als
bisher im Interesse aller Besd,äftigungsgruppen des öffentlid'ren Dienstes nidrt ohne
Rüd<sidt auf die Besoldungsordnungen, die Laufuahnvorsdrriften usw. der Beamten
betradtet und abgesdrlossen werden. §7enn audr ein unmittelbarer Vergleidr nidrt
möglich ist, so sollten dodr Tetigkeitsmerkmale und Dienstpostenbewertung in einem
gewissen Zusammenhang gesehen werden.

4.2.9. Betreuung des Nadrwudrses

Ferner könnte die Fürsorge für die jungen Beamten, soweit diese im Bereidr der
Fadrverwaltungen liegt, verbessert werden. Idr denke dabei an eine nodr engere
Betreuung der Anwärter durdr die Dienststellenleiter und die Ausbildungsleiter, an
die Zusammenziehung der Dienstanfänger zu Beginn ihres Vorbereitungsdienstes
bei einer Mittelbehörde an einigen Tagen, um ihnen einen allgemeinen tlberblid<
über ihre Redrte und Pflidrten, ihre Aufgaben usw. zu vermitteln. Ferner sollten die
Anwärter bereits frühzeitig mit selbständigen Aufgaben betraut und auf Vert und
Bedeutung ihres künftigen Aufgabengebiets aufmerksam gemadrt werden. Aber
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audr nadr der Laufbahnprüfung während des Probedienstes ist es Aufgabe des Be-

hördenleiters und anderir Vorgesetzter, den Beamten verstärkt mit Rat und Tat zu

unterstützen. Trotz der enoflnen Belastung der Dienststellen darf diese gleidr-

rangige Aufgabe auf dem Gebiete der Nadrwud'rsförderung nidrt vernadrlässigt

*.äärr. Es wird aber auch notwendig sein, bereits den Studierenden an den In-

genieursdrulen einen Uberblid< über den Aufgabenbereidr der Verwaltungen in

leeigneter 
lVeise zu geben. Gerade dort wird oft nodr von interesssierter oder nidrt

iond'.rlia informiertär Seite den Studierenden ein Bild gegeben, das auf die frühe-

ren preußisdren Katasterämter verzeflt zutrefien mag, keineswegs aber den heutigen

Verhältnissen und der gegenwärtigen Aufgabenstellung entspridrt'

4.2.10. Pflege mitmensdrlidrer Beziehungen

Zu der Pflege mitmensdrlidrer Beziehungen, die im Berufsleben nidrt hoch genug

eingesdrätzt werden können, gehört es, daß sidr Dezernenten und Behördenleiter

u.äarkt um die jungen Dienitanfänger in persönlidren Gesprädren bemühen und

ihnen die Vorzügä ihies erwählten Berufes vor Augen stellen. Vermeintlidre sdrledrte

Erfahrungen irn- eigenen Berufsweg, die z. T. durdr die Ungun_st der jeweiligen

dienstlidien und sätsredrtlidren Verhältnisse bedingt waren, in der gesdrid'rtlidren

Entwicklung liegen oder audr selbst mitzuverantworten sind, sollten den Anfängern

nidrt als g"i"r"Il.t sdrledrtes Beispiel hingestellt werden, zumal kein Berufsweg dem

anderen gl"idr.n kann. §flenn man die ,,bürokratisdre'§ü'ürde" nidlt zu ernst nimmt,

kanl mai sidr audr fragen, ob es unter den veränderten gesellsdrafdidlen Verhält-

nissen nidrt passend wä}e, auf die Anrede mit der Amtsbezeidrnung zu verzidrten,

worauf nadr-dem niedersädtsisdren Beamtengesetz sowieso kein Beamter einen An-

sprudr hat. flberzeugen kann der Vorgesetzte_heute meist nur durdr besseres §7is'

sän, überlegenes Können, umfassenden §f eitbli& und Persönlidrkeitswerte.

5. Rü&bli& und Sdrluß

Es ist oft bedauert worden, daß 1924 und danadr die Angestellten nidt in groß'

zügiger §7eise in das Beamtenverhältnis berufen worden sind. Dafür mögen die un-

g.*irr.n Verhältnisse nadr der Inflation und die Subsumierung von V_ermessungs-

ärbeiten unter das Gewerberedrt (vereidete Landmesser nadr § 36 GewO!) mit-

bestimmend gewesen sein. Man mag es audr bedauern, daß es in den Jahren nadr

dem zweitenVeltkrieg nid'rt gelungen ist, ein einheitlidres öffentlidres Denstredrt
zu verwirklidren. §ü'enn audr nidrt zu verkennen ist, daß Beamten' und Tarifredrt
im öfientlidren Denst sidr immer mehr angleidten, so ist dodr nidrt damit zu redr-

nen, daß Art. 33 Abs.5 GG, wonadr das Redrt des öIfentlidren Dienstes unter Be-

rüd<sidrtigung der hergebradrten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln ist,

die Grundlage für ein einheididres öffentlidres Dienstredrt bietet. Die herrsdrende
Meinung geht nämlidr dahin, dieser Verfassungsauftrag betreffe nur den Personen'
kreis, der in einem öfientlidr-redrtlidren Dienswerhältnis steht, nämlidl die Beamten.

Durdr ein einheitlidres öffentlidres Dienstredrt könnten zweifellos das Betriebsklima
verbessert, Eingruppierungssreitigkeiten weitgehend vermieden und der Nadrwudrs
wahrsdreinlidr eher bereitgestellt werden. Da andererseits wohlüberlegte, entsd'rei-

dende Gründe für die Beibehaltung des Berufsbeamtentums in der hergebradrten
Form bestehen und dieses als Institution audr eindeutig verfassungsredrtlidr ver-
ankert ist, kann audr auf den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst
nidrt.verzidrtet werden. Es müssen daher alle Möglidrkeiten ausgesööpft und die
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voraussetzungen gesdraffen wenden, die notwendig sind, diese l:ufbahn zu erhalten
und den Nadrwudrs defür zu gewinnen.

Präfungsaufgaben
aus derJ.aufbahnprüry$ ftr den gehobenm vermessung$edrnisdren verwaltungs.
dienst, Fadrridrtung: Allgemeiner Vermessungs- und KaÄterdienst.

Präfungsfaü Vermessungstedrnik

Aufgabe a)
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Die Flurstti&e 25 und 26 sind so zu teilen, wie es aus dem vorstehenden Auszug

aus dem Fortführungsriß zu ersehen ist. Dabei sind folgende Bedingungen zu er-

füllen:

I . Die Grenzlängen I l4-a, a-l I 5 und a-b sollen gleidr lang sein'

2. Teilstüdce A soll flädrengleidr mit Teilstüd< B werden.

3. Die gebrodren verlaufende Grenze 93 -95 -96-97 -98 - 99 - 100 -iff iott unter Beibehaltung des Grenapgnktes 115 so begradigt werden, daß

die entspredrenden Flädren C und D gleidr groß sind.

Es sind sämtlidre notwendigen Absted<ungsmaße zu beredrnen und zu koordinieren'

Dabei wird empfohlen, die Aufgaben in der vorstehenden Reihenfolge zu lösen'

Anlagen, Auszug aus dem Fortführungsriß- 
Vermessungsvordrud<e 8,9 und 22

Koordinatenverzeiöni s

FlädrenberedrnungPf ormular

Hilfsmiuel, DoPPelredrenmasöine
Vinkelfunktionstafel
Quadrattafel

Aufgabe b)

t ,f -Eq?ooae /:
I

k
iq
I
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,(

\/

/r\,
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Sad-rverhalt'

Die zwisdren den Punkten Pr Pe geradlinig vedaufende Eisenbahntrasse wird von
einer neuen Straße gesdrnitten, die als Kreiskurve mit dem Radius H : 300 m die
Adrsen LN und RO verbinden soll.

Aufgabe:

Es sind die Absted<ungsmaße - 
polarkoordinaten 

- für den punkt p (sdrnitt-
punkt) zu beredrnen. Ferner ist für die Absted<ung der Brüd<enwiderl"g.. d.,
§ürinkel € zu bestirnmen (s. vorstehende Skizze).

Hilfsmittel, Doppelredrenmasdrine
§Tinkelfunktionstaf el
Quadrattafel

Lösungsfrist für Aufgabe a) und b) zusammen: 6 Stunden

Prüfungsfadr Kartentedrnik

Sadrverhalt,

Für eine Kleinstadt soll ein mehrfarbiger Stadtplan hergestellt werden. Als Karten-
grundlage ist die Deutsdre Grundkarte 1 :5000 ,o.g.r"i"n. Der stadtplan soll den
Maßstab 1 :75OO haben und wie folgt mehrfarbig ausgestaltet werden:

Grundriß in grau
Gewässer in blau überde&t
Höhenlinien in braun
Gebäude in rot überde&t
Straßenbesdrriftung in sdrwarz.

Der stadtplan soll sidr anteilig aus 4 Grundkartenaussdrnitten in den Größen

N§f:20x30cm
NO:20x20cm
S§7 : t5x30cm
SO :15x20cm

zusammensetzen. Gegeben sind die Grundkarten auf Astralon und ein Straßen-
verzeidrnis.

Die Auflage soll 200 Stüd< betragen und auf einer Offset-Andrud<presse gedrud<t
werden.

Aufgabe'

a) Der Herstellungsgang isi darzustellen.

b) Die angewandten Arbeitsverfahren (2. B. photographisdre Aufnahme, Folien-
kopie, Drud<vorgang u. dgl.) sind jeweils grundlegend zu erläutern.
Als Beispiel ist der Stadtplan Lüneburg 1 : 10 000 beigefügt.

Hilfismittel: keine

Lösungsfrist: 2rl Sanden
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Prüfungsfadr Liegensdraft skataster

Sadrverhalt,

Bei einer Cebäudeeinmessung 1958 stellt der Vermessungsbeamte fest, daß die

örtlidre Grenze des Grundstüd<s Gemarkung A-Dorf, Flur 3, Flurstüd< 21, die von

einem Graben gebildet wird, wie im nadrstehenden Kartenaussdrnitt dargestellt, um

ca. 3 m von der Katastergrenze abweidrt und daß das 1958 erridrtete Gebäude um

etwa 0r5 m übergebaut wörden ist. Der Vermessungsbeamte unterridrtet hiervon die

betrofienen Crundstüd<seigentümer Meyer und Sdrulze.

Beide einigten sidr, daß Meyer den 3-m-streifen von Sdrulze kauft und Meyer

stellt den entspredlenden Vermessungsantrag.

Nadr etwa einem Vierteljahr beim Vermessungstermin erklärt Meyer dem Vermes-

sungsbeamten, daß er sidr mit Sdrulze nidrt über den Grundstüd<spreis hätte einigen

kOn"nen. Sdrulze vedange für das Trennstüd< ein Vielfad'res des ortsüblidren Grund-

stückspreises ftir Baugrundstüd<e. Gleidrzeitig äußert er seine Bedenken an der Ridr-

tigkeii des Katasters und des Crundbudrs und sdlildert dem Vermessungsbeamten

dän Eigentumswedrsel der beiden Grundstüd<e in den letzten 50 Jahren und legt ihm

entsprädrende Untedagen vor. Danadr ergibt sidr folgendes,

1g07 hat der damalige Eigentümer des Flurstüd<s 22, Neumann, das Flurstüd< 2l
hinzugekauft. Das Fluritück 21 wurde auf einem besonderen Blatt des Grundbudrs

eingetiagen. Beide Flurstüdce bildeten damit weiterhin selbständige Grundbudr-

g.uirdrtti&.; örtlidr bildeten sie jedodr eine wirtsdraftlidre Einheit. Den jetzt nodr

iorhandenen Graben soll Neumann nadr dem l.§Teltkriege als Entwässerungs'

graben ausgehoben haben. 1935 verkaufte Neumann das jetzige Grundstüd< Meyer

än Hansen,-der es 1955 weiter an Meyer verkauft hat. Das Restgrundstüd< hat Neu-

mann 1937 an Sdrulze verkauft. In dem Kauf- und Auflassungsvertrag von 1935 ist

das Grundstüd<, das Hanser gekauft hat, in seinen örtlidren Grenzen wie folgt be-

sdrrieben worden, ,,Der Grundstüdcsteil wird im Süden von der Poststraße, im

§/esten von der Saarstraße, im Norden von der Grenze gegen das Flurstüd< 12 und
im Osten von der Mitte des örtlidr vorhandenen Grabens begrenzt."

Das Grundbudramt hat das Flurstüd< 2l für Hansen im Grundbudr eingetragen
und das entspredlende Grundbudrblatt von Neumann gelOsdrt. Eine Fortführungs-
vermessung hat hierbei nidrt stattgefunden. Bei den Kauf- und Auflassungsverträgen
von 1937 und 1955 sind die Grundstü&e nadr den Katasterbezeidrnungen - Ge-

markung, Flur und Flurstüd<e - benannt worden. In allen Verträgen steht außer-

dem, daß den Käufern die ördidre [:ge der Grundstiid<e bekannt ist.

Aufgabe,

Zu folgenden Fragen ist eingehend Stellung zu nehmen,

l. §7ie ist die Redrtslage?

§flie sind Redrtslage, Grundbudr und Kataster in Ubereinstimmung zu bringen?
\ü7as haben der Vermessungsbeamte und das Katasteramt zu tun?

§7ie wäre die Redrtslage, wenn Sdrulze sein Grundstü& 1937 ohne örtliche
Kenntnis im Vertrauen auf das Grundbudr erworben hätte?

2.

3.
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Hilfsmittel: Bürgerlidres Gesetzbudr
Grundbudrordnung vom

Lösungsfrist ' 4 Stunderr

Gemarkung A= Dorf
Flur 3

5.9. lg35

Flurstücke 21,22
Maßstab l'500

Schulze

ll0 Poststraße

Prüfungsfadr Gesetzeskunde u. a.

Aufgabe a)

Sadrvethalt'

Der Vermessungs- und Katasterbehörde L wird bekannt, daß ein Ltrftbildunter-
nehmen ein größeres Gebiet beflogen hat, für das die topographisdren Karten auf
den neuesten Stand fortgeführt werden sollen. Als das Unternehmen nadr 5 4 des
Vermessungs- und Katastergesetzes aufgefordert wird, die aufgenommenen Filme
für kurze Gt zur Verfügung zu stellen, wendet es u. a. ein, die Filme könnten nur
gegen Erstattung der Befliegungskosten ausgehändigt werden, die das Unternehmen
aus eigenen Mitteln in der Erwartung getragen habe, die Aufnahmen zum vollen
Preis an Interessenten zu veräußern. Das Interesse des Unternehmens würde bei
einer kostenlosen Bereitstellung erheblidr beeinträdrtigt
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Aufgabe,

Ein Antwortsdreiben an das Unternehmen ist zu entwerfen.

Hilfsmittel: Textausgabe des Vermessungs- und Katastergesetzes.

Aufgabe b)

Sadrverhalt,

In einem Redrtsstreit vor dem Landgeridrt ridrtet sidr der Klageansprudt nadr dem

Verkehrswert eines Eigenheimes am l.Januar 1966. Der Kläger bringt ein Gut'
adrten bei, in dem deiVerkehrswert mit 7650O,- DM ermittelt worden ist. Der

Beklagte halt diese, \[ert für viel zu hodr und begründet seinen Einwand u. a- mit

dem ilinweis darauf, daß der Einheitswert 10 O0O,- DM betrage. Der Gebäude'

steuernutzungswert, nadr dem die Kanalbenutzungsgebühren erhoben werden, sei

800,- M. D; Beklagte beantragt, den Einheitswert als Verkehrswert anzuhalten.

Aufgabe,

a) Die Begrifie Einheitswert und Verkehrswert sind zu erläutern.

b) §7ie kann der Verkehrswert für das Eigenheim ermittelt werden?

Hilfsmittel: keine
Aufgabe c)

Sadrverhalt,

Der Eigentümer eines Baugrundstüd<s hat vom Katasteramt einen Ausz-ug aus dem

Flurkarteiwerk erhalten. Zur Kreditbesdrafiung läßt er sidr von einem Privatunter-

n.t.." 3 Vervielfältigungen herstellen. Auf den Hinweis des Katasteramtes, daß

die Nadrweise aus deä üegensdraftskataster nad, § 6 des Vermessungs- und Ka-

tastergesetzes nur von verÄessungs- und Katasterbehörden verviglfältigt werden

dürfei, antwortet der Eigentümer,-daß nadr den §§ 53 und 54 des Urheberredrts-
gesetTes vom 9. Septem6er 1965 die Vervielfältigung zum persönlidren Gebraudr

brw. ,urn sonstigen eigenen Gebraud'r zulässig ist.

Aufgabe,

Die Antwort an den Grundsttid<seigentümer ist zu entwerfen.

Hilfsmittel, Textausgabe des Urheberredrtsgesetzes

Aufgabe d)

Sadrverhalt,

Der Bürgermeister der Gemeinde T., gleid,zeitig Eigenttimer des Flurstüd<s 45135

der Flur 4 (s. Anlage), teilt dem Katasteramt §7. am 15.lO. 1964 mit, daß der Gar'
tenardritekt H. (Flurstüd< 19/1) der Grenzstein an der Ed<e des Gemeindeweges
(Flurstüd< 40), mit dern Badeplatz (Flurstück 34) und seinein eigenen Grundstüd<
(Flurstüd< 19l1) versetzt habe. Auf Vorhaltungen durdr den Bürgermeister habe H.
zugegeben, den Stein angehoben, aber nidrt versetzt zu haben. Der Bürgermeister
ist aber der Ansicht, daß der fraglidre Stein um etwa 2 m nadr '§Testen versetzt uror-
den sei und daß H. später versudlt habe, den Stein wieder an die alte Stelle zu

setzen. H. weist diesen Vorwurf entsdlieden zurüd<.
Die Gemeinde gibt sidr mit der provisorisdren Herstellung des alten Zustandes

nidrt zufrieden, besteht vielmehr auf einer amtlidlen §fliederherstellung, und bittet
das Katasteramt um Auskunft über die Regelung und die Kostenfrage.
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Gemarkung .., a, , , -
Flur......,k .-, Mahüsb ,fi lg§lo-
Gemelndc T -
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Der fraglid're Stein wurde anlaßlidr der Fortführungsvermessung der Flurstüd<e

l9l1 bis tg/l im Februar 1964 überprüft und mit einer unterirdisdren Vermarkung
(Flasdre) versehen.

Aufgabe,

1. §(/eldre gesetzlidren Bestimmungen sind für die Erhaltung und Sidrerung_der

Grenzmile anzuwenden? Die Ansdrreiben an die Beteiligten sind zu entwerfen?

2. §?'ie ist zu verfahrenr wenn si& H. nidrt bereitffndet, die Kosten der Grenzfest-

stellung zu tragen, falls sidr hierbei herausstellen sollte, daß der Grenzstein ver-

setzt oder aud-r nur angehoben worden ist.

Hilfsmittel 
'

l. Nieders. Vermessungs- und Katastergesetz vom 8. 1 1 . 1961 -
Nds. GVBI. t96t S. 319 -

2. Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 25.3.1952 - BGBI' I

s.177 -
Lösungsfrist: 3tl Stunden

Prüfungsfadr Staatskunde u. a.

I. \7as versteht man nach dem Grundgesetz konkret unter den Begriffen der Re-

publik und der Demokratie?

II. Der Regierungspräsident hat mit der Begründung, es liege dafür_kein dringen-

des öffentlidres-Bedürfnis vor, eine vom Kreistag besdrlossene Satzung bean-

standet, die vorsdrreibt, daß gewerblidre Sdrlachtungen nur auf dem Kreis-

sdrlachthof vorgenommen werden dürfen.

Der Kreis ist nidrt gewillt, die Satzung aufzuheben. Der Sdrladrtermeister S

hält die Satzung für redrtswidrig.

1. Kann der Kreis gegen die die Aufhebung der satzung gebietende verfügung
des Regierungspräsidenten Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben?

2. Kann S die Redrtmäßigkeit der Satzung durdr das Verwaltungsgeridrt über-

prüfen lassen?

3. Unterliegt die Frage, ob ein ,,dringendes öffentliches Bedürfnis" im Sinne

des § 9 Abs. 2 NLO vorliegt, der Nadrprüfung durdr das Verwaltungsgeridrt?

III. 1. \regen der veränderten Haushaltslage des Landes können einige Bauvor-
haben des Lande", die dem Staatshochbauamt X übertragen worden waren,
nidrt ausgeführt werden. Das für diese Bauvorhaben bereits eingestellte
tedrnisdre Personal mulJ zum nädrstmöglidren Termin gekündigt werden.

Einer von diesen zu entlassenden Bediensteten ist der tedrnisdre Angestellte
Franz Müller (Verg.Gr. IVb BAT). Sein Arbeitsverhältnis wurde durch
Arbeitsvertrag vom 4.9. 1965 mit §firkung vom 15. 9. 1965 begründet.
Nadr der Beredrnung der Besdräftigungs- und Dienstzeit beginnt die Be-

sdräftigungszeit des genannten Angestellten am 5.6. 1964 und die Denst-
zeit am 2.6. 1958. Die personalredrtlidren Befugnisse für die Kündigung
des tedrnisdren Angestellten obliegen dem Regierungspräsidenten in
Hannover.

Das Kündigungssdrreiben des Regierungspräsidenten soll unter dem 30.3.
1965 gefertigt und dem tedrnisdren Angestellten am 31.3.1966 ausgehän-
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digt werden. In dem Kündigungssdrreiben ist zum Ausdrucl< zu bringen,
daß der Regierungspräsident audr mit einer vorzeitigen Lösung des fubäits-
verhältnisses einverstanden ist.

Frage:

§Teldre Kündigungsfristen sind einzuhalten, und zu weld.rem Zeitpunkt kann
die Kündigung ausgesprodren werden? Fertigen Sie den Entwurf des Kün-
digungssdrreibens für den tedrnisdren Angestellten Müller.

2. Naü Zugang des Kündigungssdrreibens an den tedrnisdren Angestellten
Müller bittet der Angestellte, das Arbeitsverhältnis bereits zum 30. 4. 1966
zu beenden, weil er am 1.5. 1966 eine andere Besdraftigung au{Serhalb des
öffentlichen Dienstes antreten kann.

Frage:

§7ie nennt man diese Art der Beendigung des Arbeitsverhältnisses, und
weldre Vorsdrrift des BAT bildet die Ridrisgrundlage? Fertigen Sie einen
enlspred'renden vertragsentwurf über die Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses.

v. Dem Bauamtmann K ist vom Regierungspräsidenten die Befugnis zut ab-
sdrließenden Zeichnung von Kassenanweisungen verliehen worden. I)er Bau-
inspektoranwärter X (2 §fodren nadr seiner Ernennung) legt ihm folgende mit
der Sdrreibmasd'rine ohne Benutzung eines Vordrud<es gefertigte Auszahlungs-
anordnung vor,

Der Regierungspräsident

I4 ...
C, den 30. 3 . 1966

Auszahlungsanordnung

Die Kasse wird hiermit angewiesen, sofort an die Firma P in C 
- 

Konto 
' Stadt-

sparkasse C 327 
- 

_ 420,- DM zu zahlen.

Reclnungsjahr 1965 Verbuchungsstelle: Vorsc}üsse bei Kapital 0305
HUL S. t Nr. 3 Handzeichen X.

Begründung: Es handelt sich um den Kauf einer neuen Schreibmaschine zunr
Preise von 500,- DM abzüglich 10oÄ Rabatt und abzüglich 40,- DM für eine
in Zahlung gegebene alte Schreibmaschine. Die neue Schreibmaschine ist im Be-

standsverzeichnis Seite 28 Nr. 437 eingetragen. Die Umbuchung des Betrages

nach Titel 201 - Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte - erfolgt,
sobald durch den zu erwartenden Nachtragshaushaltsplan bei diesem Titel wei-
tere Haushaltsmittel bewilligt werden.

^.

Festgestellt t

x
Bauinspektoranw.

Rechnung liegt an.

Sachlich richtig,
Im Auftrage:

Bauamtmann
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Frage:

\flürden Sie an der Stelle des Bauamtmanns K diese Auszahlungsanordnung

unterschreiben? Falls nidrt, weldre formellen und sadrlidren Fehler würden Sie

dem Bauinspektoranwärter X vorhalten? Etwaige Haftungsfragen sind unbe-

rüdcsidrtigt zu lassen.

V. Beim Budrhändler B ereignen sidr folgende Gesd'räftsvorfälIe,

1. B verkauft X ein Buch für 20,- DM. Im Beisein und ohne §Tiderspruch

des B sdrreibt X seinen Namen in das Budr und nimmt es mit. Beide verein-

baren Zahlung nadr einer \Wod,e. Vor Ablauf dieser Frist erfährt B, daß

X entmündigt ist

a) wegen Geisteskrankheit,

b) (Abwandlung des Falles) wegen Geistessdrwädre.

2. Y erhält von B ein Budr zur Ansidrt nadr Haus. In der Nadrt wird das Budr

in der §Tohnung des Y bei einem Einbrudr gestohlen. Der Dieb ist nicht zu

ermitteln. Versicherungsansprüdre bestehen nidrt.

3. Z bestellt bei B sdrriftlidr ein bestimmtes Budr. B antwortet: ,,Das Budr ist

z$ zeitvergriffen und nid.rt lieferbar." Drei Tage später sdrickt B das Budr

mit dem Hiirweis, er habe es dodr nodr besdraffen können. Z hat kein

Interesse mehr.

§Teldre Ansprüd,e hat B gegen X,Y undZ?

Hilfsmittel: Texte GG, VwGO, BAT, BCB, NLO

Lösungsfrist' 4 Stunden

Buchbespred'rung
Lehmann, Gerhard, Prof' Dr.-lng. habil, Photogrammetrie;
Sammlung Gösdren, Band 1188/1 l88a; Verlag §ü'. de Gruy-
ter & Co. Bedin; zweite, neubearbeitete Auflage, 1966, 205 Sei-

ten, DIN A 6, 136 Abbildungen, Preis 5,80 DM.

Zs dem im Jahre 1959 erstmalig herausgegebenen Doppelband, der im Heft
11196} dieser Nadrridrten besprodren wurde, ist nunmehr die zweite Auflage er-
sdrienen. Das darf man als ein Zeidren deuten für die Fortsdrritte in der Photo'
grammetrie, für das Interesse, das diesem Sto{fgebiet entgegengebrad,t wird, aber
audr für die Beliebtheit, der sidr dieses §7erk erfreut.

Mit der nun vorliegenden zweiten Auflage hat der Verfasser gewissenhaft altes

§Tesentlidre erfaßt, das die §Teiterentwid<lung auf photogrammetrisdrem Gebiet in
derr verflossenen sieben Jahren kennzeidrnet. Im Bereidr der Aufnahmeted'rnik sind
dies vor allem die neuen Kammertypen und Objektive sowie neue Sdridrten und
Sdridrtträger bei den Fliegerftlmen. Bei der Besdtreibung der Auswertegeräte kom-
men die drei zur Zeit herrsdrenden Tendenzen gut zum Ausdruck: die Entwicklung
der Präzisionskomparatoren, der Geräte zur automatisdren Höhenauswertung und
der Instrumente zur Herstellung von Orthophotos. Die Fortsd,ritte auf dem Gebiete
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der Aerotriangulation - vor allem in der Blo&triangulation - werden ebenso be-
rü&sichtigt wie die neueren Ergebnisse aus der Anwendung der Photogrammetrie im
Kataster,.in der Topographie und im straßenbau. Audr die Darstellungen zur analy-
tisdren Photogrammetrie sind erweitert worden.

Daß alles Neue sidr in das Vorhandene einfügen ließ, ohne daß die bestehende
Gliederung geändert werden mußte, ist ein Bewiis für die logisdre und übersid.rt-
lid're systematik, die das Budr sd,on bisher ausgezeidrnet ha1. tediglidr bei den
Stereoauswertegeräten ist die Einteilung etwas umgestellt worden, so daß audr die
Stereokomparatoren sidr in das Ordnungssdrema gut einordnen ließen. An dieser
stelle bliebe daher nur nodr der §Tunsdr ofien, ob nid-rt in der Terminologie der
§Tortteil ,,Doppelbild. . ." jeweils durdt die zutreffendere Bezeichnung 

-,,Zwei-

bild . . ." ersetzt werden sollte.

_ Es_gehört zu den vorzügen einer so umfangreidren Budrreihe wie der sammlung
Göschen, daß Neuauflagen der einzelnen §7erke nidrt gleidr audr den preis in diä
Höhe treiben. So ist es erfreulidr, daß der Preis audr in diesem Falle dem der ersten
Auflage entspridrt, ein umstand, der besondere Anerkennung verdient, wenn man
das Alter dieses Preises bedenkt und wenn man zugleiduon dern gesdrmacJ<voll
neugestalteten Umscl'rlagded<el Kenntnis nimmt. I-eider ist in der vorliegenden zwei-
ten Auflage die Qualität_der Halbtonreproduktionen - jedenfalls im Bisprechungs-
exemplar - in vielen Fällen spürbar hinter der der ersten Auflage zurüdcgebliebän.

Es ist _zu erwarten, daß audt die zweite Auflage des ,,Lehmann,, die Beadrtung
und Verbreitung ftnden wird, die sie uneingesdrränkt verdienl 

,r. H a k e

,-\
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Personalnachrichten
(auch zur Laufendhaltung der Personalliste bestimmt)

Beamte des hoheren Dienstes

I. Ernannt:
zum Ltd. MinR.:
MinR. Prof.Dr.-ltg.habil.Nittinger . . .. . . . o 11. 2.6
zum Ltd. RDir.:
VmDir. Konstanzer, LVwA

zum VmDir.:
VmOR. Risius,

,t Dr. Gerardy,
,t Prof. Dr. Engelbert,
, t Baltin,
,t Dr. Harms,
t, Nause,
,, Gaul,
,t Kuthe,
,t Dr. HauPt,
,, Zander,
t t Dr. Pötzsdrner,
t, Dr. Hake,
, Dr. Mentz,

zum VmOR.:
VmR. Sdrlehuber,

,t Lunow,
t, Janssen,
,t Stumpf,

LVm- . . . . . . . . 11. 2,6

1t. 2.«
15. 2.6
18.2.6
21.2.6
21. 2.6
22, 2.6
22. 2.66
22. 2.6
23. 2.66
24. 2.6
24. 2.6
24. 2.66
24. 2,6

IV1

A3

B5
B 13
B9
B 11

816
B4
842
846
850
B10
840
845
847

D88
D85
D86
D87

825

F52
F59

B7
B 15
818
819
821
825
827
B 31
832
B33
834
835
B36

Reg.Osnabnid< .....
KatA.Hannover . . . ..
Reg.Hannover.. . . . .

VwPräs. Braunsdrweig . . .

VwPräs.Oldenburg. . . .

Rgg.Lüneburg.. . . . .

t, Stade........
,Auridr......
, Hildesheim .....

LVwA-LVm-... o..
It tl . . . . . . .

KatA. Lüneburg .

, Hannover .

, Gottingen
t, Burgdorf . .

. . 29. 2.66
o . 18. 3.6
. .23, 3.6
..7.4.6

zum VmR.:
VmAss. Kaase, LVwA - LVm - . . . . . . . . . . . 16. 3.66

zum VmAss.:\-, o"Y:o.k#lffi-;r:w;.::.: :::::::,?.r...ff
II. Ubertragung eines Amtes der Bes.-Gr. A 14

mit einer Stellenzulage nach Fußnote 1 LBesO
VmOR. Ziegler,

,t Mucke,
,, Vitte,
,t Nolte,
, Korte,
,t Huned<e,
,t Vogel,
,t Horn,
,t Brakhage,
t, Plentz,
t, '§7enzlow,

,t Datan,
,t Sdröne,

KatA. Osnabrüd< . . . . . l. 1.65
,, Salzgitter . . . . 1. 1.65
, Lggr . . . . . . . . 1. 1.65
,, Meppen . . . . . . l. 1.65
,t Nienburg /'§7'eser . , o 1. l. 65
,, Lingen/Etns. . . . . 1. 1.65
,, Braunsdrweig . . . . L 1.65
,t Vinsen/Luhe . . . . 1. 1.65
,, Bersenbrüd< . . . . . l. 1.65
, Northeim . . . 1. l. 65
,t '§7'esermündg . . . . l. 1.65
,, Gottingen.. . . . . 1. 1.65
t, Cellg . . . . . . o . 1. 1,65

Nr. der Liste
alt neu

IV1

Arl

A4
A5
A6
A7
AS
A9
410
All
At2
A 13
At4
A 15
At6

B 114
B 115
B 116
B tt7

D96

E4t
E.42
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VmOR. Nugel,
,t Dr. Madrens,
, Stanitzki,
t, Dr. Kampferbe&,
,, Ad<ermann,
, Dr. Tönnies,
t, Frenkler,
, Sdrumadr.q
, Dr. Alves,

§trilhelmshaven . . . l. 1.65
Burgdorf . . . . . . l. l.6i
Stadg. . . . . o . . 1. l.6i
Syke . . . . . o . . l. 1.65
Gifhorn . . . . . . . 1. l.6i
Oldenburg . . . . . l. 1.65
§Tolfsburg . . . . . l. 1.65
Auridr . . . . . . . l. 1.65
Hildesheim o . . . . 1. 9.65

10. 1.66

KatA. 837
838
843
844
848
B 51

855
859
894

D92

B 109
D20
B4t
B 114

III. Abg.ordnet:
VmR. Dr. Torge vom LVwA - LVm - an das Mdl vom

21. 3. - 20. 5.66

IV. Austauschversetzun g:

VmOR. Dornbusdr, KatA. Clausth al-Zellerfeld . . . . 1. i.6
VmR. Prof.Dr.'\ü7'ittkerKatA.Goslar. . . . . . . . 1.5,66
VmOR. Mündr, Reg. Lüneburg . . . . . . . . . . . l, 6.6G

, SdrlehuberfKatA.Lüneburg .,.. o.... l. 6,66
(VmOR. Mündt und Dornbusdr und VmR. Prof. Dr. §Tittke sind von
dem Versetzungszeitpunkt an mit der- I- eitung des KatA. Lüneburg
bzw. Goslar bzw. Clausth al-Zellerfeld beauftragt worden).

V. §7'eitere Nachrichten:
VmOR. Dr. Hennings, KatA. Soltau

Beridrtigung von ,,Dr. agr. " in ,,Dt.-lrg."

Beamte des gehobenen Dienstes

I. Ernannt:
zum Amtsrat:
VmAmtm. Köhnemann, Nds. Min. d. Innern . . . .

zum VmOAmtm.:

VmAmtm. Bergmeier, Rag.Osnabrüd< . . . . . . . o 17. 1.6
, Bed<er, , Hannovgr. . . . . . . . .17. 1.66
t, Badr, t, Lüneburg. . . . . . . . .17. 1.66
,t Bordrert, , Hildesheim . . . . . . . . 17. 1.66
,t Schwenke, , Stade. ...... ..17. 1.66
t, Stadtholte, VwPräs. Oldenburg . . . . . . 17. 1.66
,t Neike, Rag.Aurich . . . o . . . .19. 1.66
t, §Zagner, VwPräs. Braunschweig o . o . . 19. l. 66
, Stein, LVwA - LVm - o . . . . . . 16. 2,er6

t, Räbigert , , . ! . . . . . .16. 2.6

zum KartOAmtm.:
KartAmtm. SchröderrLVwA-LVm-. . . . . . . . .26. 1.66
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H4
H5
H7
H11
FI 16
H18
H14
H34
H28
H39

H53

Nr. der Liste
alt neu

G3
G4
G5
G6
G7
G8
G9
G10
G12
G 13

G11



;äHlHL.r,,
,, Lange,
,, Sdrulz,
,, Drews,
,, §7eiß,
t, Jacobs,
t, Rehling,
,, Köhler,
,1, Diedrigkeit,
tt Krumme,

\-, , Had«ert,
t, Sziedat,
tt Sdreller,
,, Gronau,
,t Hayunga,
,t Gründel,
,t Krause,
,t Krause,
t, l,ü(/robel,

,t Sdtolz,
t, Reinartz,
, t Stähler,
t, Kobelt,
,, Grumme,
, t Stahl,
t, Pahmeyer,

,t Sdreller,
tt Thun,
,, Furdre,
,, Heuer,
,, Held,
, Renzi,
,t Sdrönherr,

zum VmOInsp.3

Vmlnsp. Freund,
t, Sdrulte,
,t Grott,
,t Sdrwarberg,
t, Möd<el,

Nds. Min. d. Innern . . . . . q

tl ' 
o ' ' ' '

LVwA-LVm- . . .....

22. 6.65
10. l, 66
17. 1,66
17. 1.6
17. 1,66
17. l. 66
17. 1.6
19. 1.6
19. l. 66
19. 1.66
19. 1.6
20. 1,66
20. 1.66
2to. 1.66
20. 1,66
20, l. 66
20. 1.6
21. 1.6
24.1.66
24.1.66
25. 1,6
25, 1.6
25. 1.66
25. 1.6
27. l. 66

29.1.66
28. 1.66
9. 2.66

10. 2.66
11. 2.66
t4. 2.66
16. 2.6
21. 2. 66

IV9
IV9a

I r03
I 128
I 130
I 159
| 167
lt7
I68
176
I91

,l

,l

n

tl
KatA.

lt
LVwA-LVm- .......
KatA. Osnabrüdc . . . . - . .

,rEmden.....'..
,i Rotenburg / H. :ti
,t

t, Papenburg.......
Norden.......

tt

,l
It

§Tolfenbüttel .

BadGandersheim. . .

Osterholz--sdrarmbeck . .

Uglzgn........
Hannovgr.......
Springe........
Büdteburg.......

,t Sulingen.. r.....
LVwA-LVm- . . o . ...
Nds.Min.d. Innerll . o....

,i, Fallingbostel ......
t, Alfeld/Leine . . . . . .

,i, Holzminden......
tt lüTolfsburg . . . . . . .',1, 'tVinsen 

/ Üuhe, Außenstelle
Hamburg-Harburg . . .

,l

t,
,,
t,

173
:l 96
I98
I99
I 138
I 140a
179
137
I38
I35
I95
I 105
I t?7
| 154

194
I 116
17t
170
I 119
I143
I61

IVgb

K r84
K 210
K2lt
K2t2
K 213

L83
L82
L84
L86
L87
L88
L67
L68
L69
L70

\-, KatA. Sulingen . . . . . . . . 13. 1.66
t, Vgdrta . . . . . . . . 1. 3.66

LVwA - LVm - . . . . . . . 1. 4,6
KatA. Bersenbrüd< o . . . . . l. 4,6

t, Northeim . . . . . . . 7. 4.66

KatA. Syke . . . . o . .29. 12.65
,t Leer. . . . . . . . 1. 1.66

LVwA-LVm- ... o. 1. 1.6
VwPräs. Oldenburg . . . . l. 1.66

t, Braunsdrweig . . . . 3. 1.6
,t Braunschweig . . . . 3. 1.66

KatA. Rotenburg /H. . . . 10. l. 66
,t Osterh.-Sdrarmbed< 10. l. 66
t, §Tesermünde . . . .' 10. l. 6
,, §Tesermünde....10. 1.6

zum Vmlnsp.:

Vmlnsp. z. A.
t,
,,
,l
,t
t,
tl
ll
t,
,l

Böd<mann,
Steen,
Hentsdrel,
Kayser,
Bodenstein,
Frühauf,
Stehnken,
Tweitmann,
Mehrtens,
Döhling,

Nr. der Liste
alt neu

_
H59
H60
H61
H62
H63
H64
H65
H66
H67
H68
H69
H70
H7t
H72
H73
H74
H75
H76
H77
H78
H79
H80
H81

H82
H83
H84
H85
H86
H87
H88

I 286
| 287
I 288
I 289
I 290

K 2t7
K 2r8
K 2t9
K 220
K 22t
K 222
K223
K224
K 225
K226

t05



Vmlnsp. z. A.
t,
n

VmHptSekr.
Vmlnsp. z. A.

n
il
,t

,,
n

Kaltenhäuser
Fahlbus&,
§ü/iepreüt,
Struß,
Sdriffling,
Ewert,
Sdrulz,
Müller,
Sdrladrter,
Alberts

Alfeld....
Einbed< . . .

Cöttingen . .

Celle ....
-LVm-...
Lüneburg . .

Ltichow . . .

Lüneburg . .
Fallingbostel
Soltau....

. ll. 1.6

. 11. 1.6

. 11. 1.6

.25, 1.6

. 1. 2.66

. 15, 3.6

.15. 3.6
, 15. 3.6
. 15. 3. 66
. 16. 3.6

KatA.
,,
lt

,t

LVwA
KatA.

t,

,l
,t

t,

L76
L77
L80
N23
L85
L72
L73
L74
L75
L7t

I 254

I3
K 2t7

H42
lvl 116

II. Verstorben,
VmOI. Goldenstein, KatA. Emden . . o . . . . . . . ll. 1.6

III. Versetzt:
VmOI. zimmermann v. KatA. osterode am Harz an das

KatA.Clausthal-Zellerfeld . . . . . . . . . . l. 1,6
,t Gerber v. KatA. Neuenhaus an das KatA. Melle . 4. 1.6
t, _B_ornhorn v. KatA. Neustadt am Rbge. an die Reg.

Hannover ' . . . . . . . . . . . . . . . . . l. 2.66

IV. Abgeordnet:
Vmol. zimmerman v. KatA. Osterode am Harz an das

KatA. Clausth al-Zellerfeld . . . vom l. 6. 6i - 31. I 2. 65
t t Bieringer von der Reg. Hannover an das KatA.

Neustadt am Rbge. 
^ -(qit der vahrnehmung der

Aufgaben-d. gesihaftl. Beamten beauftragt) . . . l. 2.6
Kartl. Klietz vom LVwA - LVm - an das Mdl v. 2t. 3. - 20. i.66

V. Ausgeschieden (auf Antrag):
VmA. Hergt, KatA. Neustadt am Rbge. . . . . . . . 31. 12.6j
VmlA. Seiler,Rag.Hannover . . . .. . . . . . . .31. 3.66

vl. In den vorbereitungsdienst einberuf en:

I 254
I 248

| 274

geb. am Ing. -Be-
fähis.

eingestellt
am

Baumann, Georg

Janssen, tVilfried

Höft, Ehler

Hubensa&, Rolf

Bruhn, Herbert

Kelm, Reinhard

§Teltring, Karl-H.
Unger, Klaus

Auridr
Auridr
Hannover

Hildesheim

Lüneburg

Lüneburg

Osnabrüd<

Oldenburg

22. 6.43

23. 2,44

8.1t.40
9. 9.40

15. 10. 3g

14. 10.42

6. 10.42

19. 3.42

IngfVmT.

n

It

,,

t,

lt

,l

t,

1.4.6
1.4.6
l. 4. 66

1.4.6
l. 4. 66

1.4.6
1.4.6
1.4.6

106

Nr. der Liste
alt neu

K 227
K228
K 229

K 230
K23t
K 232
K 233
K234
K235
K 236

M 118

M 119

M 120

M t2t
M 122

M r23

M 124

M 125



Beamte des mittleren Dienstes

I. Ernannt:
zum VmHptSekr. t

VmOSekr. Sdtrovenwever, KatA. Bentheim .

, Danielst t ftrot-d., . .

,, Peters, , Eqlden . .

,, Jordan, ,t Alfeld / Leine . .

,, Htihne, , Wolfenbtittel . .

,1, Voges,' , Bad Gandersheim

zum VmOSekr.:
VmSekr. Conrads,

,t Sdrilling,
t t Freericks,
,t Thomas,
, Zirr,
, §7olters,
, t Bad<haus,

t, Sdropper,
, Lenz,
tt Dettmann,
,t PopPe,
t, Giszas,
,t Haufsdrild,
, t Benecke,

t, Brüning,
,, Treppenhauer,
t, Stallmann,

zum VmSekr.:

KatA.
ll
tl
,t
t,

t,
ll
,t

,,
t,

LVwA
KatA.

,t

lt
tl

tl
t,

Meyer, KatA. Springe
Goldenstein, tt Norden
Opiela, t, Lingen
Nordbed<, t, Lingen

. . 30. 12. 65

. . . 18. 1,66

. . . t8. 1,66

. . .25. 7.66

. . .16.2.6

. . .16.2,66

tffittmund . . . . . . 18. 1.6
Osnabrück . o . . . . 19. 7,66
Papenburg . . . . . 20.' 1.66
Bersenbrüd< .....20. 1.66
Lingen. . . . o . .21. 1.66
Osärode am Harz . . 26. l. 66
Nienburg/§7eser . . . 2. 2.6
Stade .-. . . . . . . 4, 2.6
Verden/Aller . . . . " 8. 2.66
Rotenburg/H. . . . . 8. 2.66
-LVm-. . . . . . .23.2.66
Delmenhorst . . . . .24. 2.66
§üIesterstede . . . o . 2. ?.66
'§Testerstede . . . . . 3. 3.66
Oldenburg . . . . . . 1. 4.66
Nordgn . . . . o . . 1. 4.66
Goslar. . . . . 3. 5.66

VmAssist. MüterrKatA.Meppen. . . . . . . . . . ,29,12.65

zum VmAssist.:
VmAssist. z. A. . . . . . .28. 12.65

. . . . . . 1. 3.66
25. 4.66

......25.4.6

o29
o35
o36
o33
o41
o42

P57
P46
P38
P 51
P60
P61
P44
P45
P47
P59
P52
P55
P54
P50
P53
P62
P64

Q55

R67
R65
R68
R69

Q60

R71

Q62

Q60

R79

N 13

II. Versetzt:
VmAssist. Goldenstein, v. KatA. Norden a. d. Reg. Auric} l. 3.66

VmAssist. z. A. Heitmann, vom KatA. Cuxhaven an das
KatA. Stade . o . . . 1. 1.66
Schonewolf, von der Reg. Hannover an
das KatA. Hannover . ., . . . 1. 2.6

v-a,,i,, N",d;.';:;:-:ä1ff:J:iHä ffiH I: i:.2

III. Abgeordnet:
VmAssist. Goldenstein, von der Reg. Aurich an das

KatA. Norden . . . . . . . . . . . . . . 1. 3.66
VmAssist. z. A. Meyer, vom KatA. Syke an die

Reg. Hannover . . . . . . . . . . .31. 1.6

IV. In den Ruhestand versetzt (§ 57 NBG):
VmHSekr. Ludewig,KatA.Göttingen . . . . . . . .31. 3.6

R78
R72

Nr. der Liste
alt neu

N30
N31
N32
N33
N34
N35

o57
o58
o5e
o60
o61
o62
O 62a
o63oe
o65
o66
o67
o68
o6e
o70
o7t
o72

P69

Q5e
Q60
Q61
Q62

107



V. In den Vorbereitungsdienst einberufent
Name Bezirk geb. am eingestellt am

Kasc}ube, Horst
Plank, Elisabeth
Müller, Volfgang
Dauwald, Dieter
Roß, Harm
Sanders, Siegfried
Kostros, Norbert
Heinem eyer I Kurt
Niemann, Frank-Mid'r.
Ronpagel, Günter
Krause, Manfred
Sporleder, Klaus-Peter
Birnbaum, Horst
Vehrmaker, Gerhard
Kiel, Martin
Klammer, lüilfried
Polster, Manfred
Pallasdr, §/ilfried
Lünsnrann, Hermann
Klähne, Claus
Peine, Walter

Hildesheim
Lüneburg
Lüneburg
Lüneburg
Auridr
Auridr
Hannover
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Osnabrück
Hildesheim
Osnabrüd<
Osnabrüd<
Osnabrück
Stade
Stade
Braunschweig
Braunsdrweig

t. t. 66
1. 4. 66
l. 4.66
l. 4. 66
l. 4,66
l. 4. 66
r. 4. 66
l. 4. 66
l. 4.66
l, 4. 66
1. 4.66
1. 4. 66
1. 4. 66
l. 4. 66
l. 4. 66
l. 4. 66
l, 4, 66
l. 4.66
l. 4.66
1.4.ffi
l. 4.6

Bez. Hildesheim
,t Hildesheim
t, Hildesheim
tt Hannover
,, Hannover
t t Hildesheim
, Braunsairweig
, Braunsdrweig
,t Oldenburg
,, Osnabrück
t, Osnabrüd<

t4. '2.47
10. g. 47
l, 8. 47

21. 12. 47
15. 7. 47
r. 12. 47

30. 8.47
4. 2.49

15. 5. 47
1 1. 10, 47
16. 9.47
29. 3. 4g
3. 6.48

16. 9,47
19. 7. 47
18. 8, 47
26. 3.49
25. 6. 48
13. 12. 47
28. 8.47
15. 8. 47

s62
s63
s64
s65
s66
s67
s68
s69
s70
s7t
s72
s73
s74
s75
s76
s77
s78
s7e
s80
s 81

s82

VI. \Weitere Nachrichten:
VmSekr. Grahlmann, jetzt Hempen geb. Grahhnann
VmAssist. z. A. Heitmann, jetzt Sdrmidt geb. Heitmann

Prüfungsnadlrichten

Große Staatsprüfung:

VmRef.
ll

,,
il

u
ll
,t

n
,,
n
t,

P58
R7t

Adam,
Bauer, Albert
Sdrudrardt,
Fricke,
Ludrt,
§ril&,
Bauer, Hans
Preußner,
Brunklaus,
Burghardt,
F.y,

Ahrens,
Fiebranz,
Gründel,
lVeißweiler,

Prüfungstermin

6.2.66 
^,6. 2. 66

6.2.6
7. 2. 66
7. 2. 66
7.2.6
7.2.6
7.2. 66
7,2.6
8,2.6
5. 3. 66

Vmlnsp. -Prüf ung bestanden:

Vmlnsp.-Anw.
u
,t
,,

Bez.
lt
t,
t,

Hannover
Hannover
Hildesheim
Osnabrüd<

2A. 4.6
20.4.6
20. 4.6
20. 4.6

Nr. der Liste

alt neu
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